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Sieglinde ist draußen - 


sechs Gefangene aus der RAF 


== We warten noch auf ihre Freiheit 


Me 


Heute Haftentlassung von Sieglin- 
de Hofmann - sechs RAF-Gefange- 
ne warten noch auf die Freiheit 


Meine Mandantin Sieglinde Hofmann wird 
heute entlassen - nach 19 Jahren Haft. 

Immernoch in Haft sind weitere sechs ehe- 
malige RAF-Mitglieder, die alle zu „Lebens- 
länglich“ verurteilt wurden: 

Rolf Heißler (JVA Frankenthal / Rheinland- 
Pfalz), in Haft seit 1979 

Rolf-Clemens Wagner (JVA Schwalmstadt / 
Hessen), in Haft seit 1979 

Brigitte Mohnhaupt (JVA Aichach/Bayern), in 
Haft seit 1982 

Christian Klar (JVA Bruchsal / 
Baden-Württemberg), in Haft 
seit 1982 

Eva Haule (JVA Frankfurt / Hes- 
sen), in Haft seit 1986 

Birgit Hogefeld (JVA Frankfurt / 
Hessen), in Haft seit 1993. ee 

Die Haft von Adelheid 
Schulz ist zur Zeit wegen ihrer 
schweren Erkrankung unter- 
brochen, über die endgültige 
Entlassung ist noch nicht ent- 
schieden. 

Das Oberlandesgericht 
Stuttgart hat im letzten Jahr 
entschieden, daß die Haftdau- 
er bei Christian Klar wegen der 
„Schwere der Schuld“ 26(!) 
Jahre betragen soll. Bei den 
übrigen Gefangenen ist das En- 
de der Haft nicht absehbar, es 
gibt keine gerichtlichen Ent- 


scheidungen. Im Vollzug der Haft sind sie 
weiterhin Sonderbedingungen unterworfen, 
wozu auch Interviewverbote gehören. 

Angehörige, Anwälte, Freundinnen und 
Freunde, rechtspolitische Vereinigungen 
und der alljährliche Strafverteidigertag for- 
dern seit langem die Freilassung aller Ge- 
fangenen aus der RAF 

Zwei Jahre nach dem staatsfixierten Me- 
dienrummel um den „Deutschen Herbst 
1977-1997“ und ein Jahr nach der Auflösung 
der RAF darf die gesellschaftliche Debatte 
um diese Frage nicht aufhören. 
Jürgen Schneider, RA 


Sieglinde Hofmann ist nach 
19 Jahren nicht mehr im Knast 


Am Dienstag, 4. Mai, wurde Sieglinde aus 

dem Knast in Köln-Össendorf entlassen. 

Draußen erwartete sie eine stürmische Be- 

srüßung durch 20-30 Freundinnen und 

Freunde, ehemalige Gefangene und An- 
; £ 


gehörige; einmal ganz abgesehen von der un- 
vermeidlichen Pressemeute, die uns in die- 
sem Fall neben dem üblichen Dreck sogar 
richtig schöne Bilder bescherte. Der Presse 
gegenüber antwortete Sieglinde auf die Fra- 
ge, was sie nun zu tun gedenke, daß in der 
Frage der politischen Gefangenen noch ei- 
niges an Anstrengung vor uns liege, und ver- 
wies auf die noch einsitzenden Gefangenen 
aus der RAF Im übrigen nutzte sie die Gele- 
genheit, um zu betonen, daß alle bei der Be- 
grüßung Anwenden den NATO-Angriff auf 
Jugoslawien verurteilen und die sofortige 
Einstellung desselben fordern. 

Nach einem kurzen Aufenthalt vor dem 
Knast, bei dem zu Musik getanzt wurde, fei- 
erten alle zusammen bis spät in die Nacht. 
Dies war für einige seit fast 20 Jahren die er- 
ste Möglichkeit, mit Sieglinde frei zu reden; 
für viele war es überhaupt das erste Mal und 
endliche eine Gelegenheit, sich kennepzu- 
lernen. Gruppe für die Freiheit der politischen 
Gefangenen Köln 


nad 


s> Freiheit für 
Mumia Abu-Jamal 


Zahlreiche Aktionen fanden am 24. April, 
dem weltweiten Aktionstag für das Leben 
und die Freiheit Mumia Abu-Jamals, statt: 
20.000 bis 30.000 demonstrierten allein in 
Philadelphia, noch einmal 15.000 in San 
Francisco, und auch in anderen Städten der 
USA und Kanadas - so in Eugene, Los An- 
geles, Edmonton, Halifax, "Toronto, Van- 
couver - und Europas — in Amsterdam, Bar- 
celona, Cork, Dublin, Lissabon, London, 
Madrid, Karlsruhe, Mannheim, Nürnberg, 
Saarbrücken, Oslo, Stockholm, Wien, 
Zürich — sowie in Melbourne, Australien, 
fanden Demonstrationen und andere öf- 
fentliche Protestaktionen statt. In San Fran- 
cisco beteiligte sich auch ein Block von Ha- 
fenarbeitern: An der g gesamten Pazifikküste 
beteiligten sich Hafenarbeiter an eine Soli- 
daritätsstreik für Mumia. In Rio de Janeiro 
rief die Lehrergewerkschaft 
zum Streik auf, an vielen Schu- 
len führten die Lehrer zusam- 
men mit den Schülern Veran- 
staltungen durch, auf denen . 
über den Fall Mumias und über | 
die staatliche Hinrichtungspra- 
xis in den USA informiert wur- 
de. Nachdem es an mehreren 
Orten zu kleineren Demonstra- 
tionen gekommen war, formier- | 
te sich am Nachmittag en 
größerer Demonstrationszug | 
zur US-Botschaft in Rio. (Bild | 
oben: Wand in Rio) | 

Menschen aus mehreren eu- | 
ropäischen Ländern beteiligten 
sich an der Demonstration in ; 
Philadelphia. Fin Mitglied des į 
Hamburger Solidaritätsbünd- : 
nisses für Mumia Abu-Jamal 
führte ein Interview mit Len 
Weinglass, dem Verteidiger | 
Mumias, und mit seinem Sohn. į 


Mumia Abu Jamal: Ein 
Statement für den 24. 
April, 1999 


Danke, daß ihr alle gekommen | 
seid. Ona Move! Long Live John 
Africa! 

Dies ist viel mehr als eine Ge- 
burtstagsfeier eines Mannes. Es 
ist die Zelebration des Lebens 
und den Aufruf an etwas, das Ra 


man in den Gerichtssälen und Käfigen 
Amerikas nicht findet. Der Ruf nach Ge- 
rechtigkeit, nach Gerechtigkeit des Volkes, 
die ein Mann oder eine Frau nicht wegen 
ihre Armut oder Politik verdammt, in der 
der 'Iodestrakt kein schwarzes Reservat ir- 
gendwo in Niemandsland ist und Richter 
nicht einfach Politiker in schwarzen Talaren 
sind. 

Diese Feierlichkeiten zeigen uns, daß der 
Ruf von mehr und mehr Menschen gehört 
wird und, wenn wir genug sind, auch eine 
Veränderung der repressiven status quo be- 
deuten könnte. Von den korrupten Ge- 
richtssälen Chicagos bis zum Bezirksgericht 
in Enid, Oklahoma, zu den Sklavenkäfigen 
um die Gerichte Philadelphias hat die Poli- 
zei Geständnisse gefälscht, wenn sie sie 
brauchte, und die Gerichte haben diese Lü- 


gen schriftlich aufrechterhalten. Diese Ver- 
sammlung verurteilt solche Praktiken, und 
ich danke euch um so mehr. Diese Feier- 
lichkeiten sind eine Zelebration des Lebens, 
der Sehnsucht nach Freiheit, nach Gerech- 
tigkeit für alle, nicht nur für einen Mann. 
Ich danke euch aus tiefstem Herzen. Ich bit- 
te euch, euch für die Freiheit, die Gerech- 
tigkeit, die Befreiung und für ein Ende der 
rassistischen 'lodesstrafe einzusetzen. 

Ona Move! Long Live John Africa! 


Aus dem 'lodestrakt, von Mumia Abu-Jamal 


Statement vom 24. April 
Von Mumia Abu-Jamal 


Ona Move! LLJA! 

Ich grüße euch alle und be- 
; danke mich, daß ihr heute ge- 
kommen seid; eure Anwesen- 
heit hier heute zeigt, dal} die 
Stadt Philadelphia tatsäch- 
lich zur Stadt der Brüderlich- 
keit werden könnte, vielleicht 
zum ersten Mal in ihrer Ge- 
$ schichte. In einer Stadt, die 
£ mit den Drogen des lodes be- 
sinnungslos ist, setzen wir uns 
für das Leben ein. Wir sind in 
einer Stadt, die durch boshaf- 
te Mittelkürzung Krieg gegen 
die Armen führt; einen laut- 
losen Krieg, dessen Auswir- 
kung in den verlassenen, zer- 
störten Gebäuden entlang 
der Straßen der Gettos zu se- 
| hen ist; die Stadtgefängnisse 
sind vollgestopft mit den an 
J Händen und Füßen gefessel- 
ý ten schwarzen Gefangenen 
dieses Kriegs, Männern und 
Frauen, die meistens nur we- 
gen ihrer Armut Gefangene 
sind weil die Armen keine 
Kaution zahlen und sich kei- 
nen fähigen Anwalt leisten 
können - Gefängnisse werden 
dadurch zum sozialen Abfluß 
für die Armen und Ausge- 
stoenen, denn in dieser 
. Stadt ist Armut ein Schwer- 
= verbrechen. 
© Eure Anwesenheit hierheu- 
te ist ein Zeugnis dafür, dab 
" ein armer Mann wie ich eurer 


Unterstützung würdig ist - und ich bedan- 
ke mich dafür. 

Ihr steht auf gegen die Verurteilung von 
Menschen nur wegen ihrer politischen 
Überzeugung; ihr steht auf gegen den Staat, 
der Geständnisse aus der Luft fabriziert; ihr 
steht auf gegen die Hauptstadt des Todes, 
eine Stadt, die dem lodesgürtel der Süd- 
staaten in Sachen 'lodesstrafe in nichts 
nachsteht; ihr steht auf gegen die Korrupti- 
on der Staatsregierung, deren Wahlverspre- 
chen die Todesstrafe ist. 

Wir setzen uns heute für die Freiheit ein, 
in einer Stadt mit mehr Gefangenen als 
mancher Bundesstaat; in einem Bundes- 
staat, der mehr Geld für Kerker ausgibt als 
für Schulen; in einem Bundesstaat, der Bil- 
dung für Gefangene kriminalisiert hat! 

Ona Move! Mein Fall, der viele von euch 
interessiert, ist nur einer von vielen; wie vie- 
le von euch wissen von der MOVE 9, Män- 
ner und Frauen, die trotz ihrer Unschuld zu 
einem Jahrhundert in Kerker verurteilt wur- 
den? Es reicht nicht nur, das zu wissen, wir 
müssen was dagegen tun, indem wir eine 
starke und militante Bewegung aufbauen, 
mit dem Ziel Freiheit, mit Ziel Gerechtig- 
keit, dessen Mittelpunkt das Leben ist! Wir 
können das heute tun, und das müssen wir 
auch, um unsere Gegenwart in eine neue 
Zukunft zu wandeln. 

Der revolutionäre Lehrer John Africa sagt, 
„Wenn du dich verpflichtest, das zu tun, was 
gerecht ist, wird die Stärke der Gerechtig- 
keit dich nie verraten!“ 

LLJA! 

Das, was ihr heute tut, ist gerecht und 
natürlich wie ein Frühlingsregen! 

Laßt es unsweiter tun! und es verbreitern! 

Für die Freiheit! Für die Befreiung! Für 
das Leben! 

Ona Move! Long live John Africa! Freiheit 
für die MOVE 9! Freiheit für alle politischen 
Gefangene! 

Ona Move! Euer Bruder, MAJ, Live aus dem 
lodestrakt! 


Grußbotschaft von Rolf Heißle 
an Mumia Abu-Jamal 


; Mumia Abu-Jamal, Aktivist der Black-Po- 
: wer-Bewegung, politischer Gefangener in 
; den USA, lebt seit 17 Jahren unter den 
: menschenvernichtenden Bedingun gen in 
; den 'lodestrakten und hat dennoch nie 
; aufgehört, seine Stimme gegen Ausbeu- 
< tung, Unterdrückung und die rassistische 
: Todesstrafenpraxis in den USA zu erhe- 
; ben. 

: Der Kampf um sein Leben ist nicht al- 
: lein ein Kampf gegen staatlich sanktio- 
: nierten Mord, sondern ein Kampf für sei- 
< ne Freiheit wie die Freiheit aller politi- 
; schen Gefangenen rund um die Welt, 
: ganz gleich, wo sie sich gegen die jeweili- 
: ge Vernichtungsstrategie wehren, ob in Pe- 
< ru, Palästina, Kurdistan, Spanien, Italien 
: oder der BRD. 

: Die NAT'O-Staaten rechtfertigen ihren 
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Interyiew mit Len Weinglass 


„... ich weiß, daß Mumia Wert 
auf Druck aus dem Ausland legt“ 


Herr Weinglass, die meisten Menschen ken- 
nen Sie nur als Mumias Anwalt. Können Sie 
ein paar Worte über sich sagen, bevor Sie Mu- 
mias Anwalt wurden? 

Ich bin seit einigen Jahren an politischen 
Verfahren beteiligt, tatsächlich seit fast drei 
Jahrzehnten, angefangen mit dem Chicago- 
Verfahren gegen die Chicago 7, 1969, dann 
in den frühen 70er Jahren das Pentagonpa- 
pierverfahren, Angela Davis in den frühen 
70er Jahren, die Entführung Patricia Hearst 
durch die SLA Mitte der 70er Jahren, Ver- 
fahren gegen die amerikanische Indianer- 
bewegung, die puertoricani2chen Verfahren 
in den 80er Jahren, das Verfahren um Cathy 
Budine, ein führendes Mitglied des „weat- 
her underground“, Mitte der 80er Jahren, 
bis zum Verfahren Mumia Abu-Jamals, an 
dem ich seit 1992 beteiligt bin. 

Ich hatte also das Privileg, an diesen ver- 
schiedenen Verfahren beteiligt zu sein, in 
verschiedenen Landesteilen, mit verschie- 
denen Sachverhalten, aber meisten ging es 
um Angelegenheiten der Afroamerikancer, 
Puertorikaner, Lateinamerikaner, aber auch 
um Asiatisch-Amerikaner. 


Hat die Kampagne Mumias Chancen um ein 
neues Verfahren in irgendwelche Weise ver- 
bessert? 

ls ist sehr schwierig, die Auswirkung öf- 
fentlicher Unterstützung zu einzuschätzen, 
aber ich bin davon überzeugt, daß, je größer 
die Unterstützung, desto wahrscheinlicher 


völkerrechtswidrigen Angriffskrieg mit der . 
angeblichen Verteidigung der Menschen- 
rechte, um so mehr können und müssen | 
wir gerade von diesen Staaten die Beendi- , 
sung der Menschenrechtsverletzungen in ; 
den eigenen Ländern einfordern, d.h. die ; 
Beendigung der Vernichtungsstrategie ge- | 
gen die politischen Gefangenen und de- . 
ren sofortige Freiheit. : 

Aber dazu gehört auch, was die Gefan- . 
genen aus der Action Directe so formu- | 
lierten: „Bei der Frage der politischen Ge- . 
fangenschaft ist es entscheidend zu ver- | 
stehen, daß es nicht in erster Linie um un- . 
ser Leben geht, das garantiert werden | 
muß, sondern um das Leben des Kamp- $ 
fes, der unser war und immer noch der un- ; 
sere ist.“ . 

Nur wenn das verstanden ist und prak- . 
tisch angegangen wird, wird die Freiheit 
von Mumia und der politischen Gefange- ; 
nen erkämpft werden können. i 
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findungeine bessere Chance hat. Historisch 
gesehen ist es hier so gewesen. Das Verfah- 
ren um Angela Davis vor 25 Jahren ist ein 
gutes Beispiel, aber man darf nicht verges-- 
sen, dab sie als Schwarze und Mitglied der 
Kommunistischen Partei von weißen Ge- 
schworenen verurteilt wurde, in Kalifornien 
unter Gouverneur Ronald Reagan, der da- 
malige Präsident war Richard Nixon. Also, 
in einer sehr schwierigen Situation und in 
einem schwierigen Verfahren hatte sie welt- 
weite Unterstützung, und ich glaube, daß 
das in ihrem Verfahren viel ausmachte. Und 
deswegen ist sie heute frei und unterstützt 
öffentlich Mumia. 


Sie sind in den letzten lagen mit einem „writ 
of certoriari“ zum Obersten Gericht der USA 
gegangen, was ist das genau? 

Es ist ein Gesuch, daß das Gericht über- 
prüfen möge, ob es den Fall annimmt, es ist 
keine Berufung, da das Gericht den Fall 
nicht annehmen muß. Wir bitten das Ober- 
ste Gericht der USA, diesen spezifischen 
Fall zu überprüfen, und die Bitte ist ziem- 
lich beschränkt. Wir haben nur drei Punk- 
te angesprochen, die zwar von grundsätzli- 
cher Bedeutung sind, aber nicht den Um- 
fang dessen haben, was wir dem Obersten 
Gericht Pennsylvanias vorlegten. Diese 
Punkte müssen zum späteren Zeitpunkt be- 
handelt werden. Gegenwärtig halten wir es 
für richtig, prüfen zu lassen, ob Mumia sei- 
nes Rechtes, sich zu verteidigen, das ein ver- 
fassungsmäßiges und sehr grundsätzliches 
Recht ist, unrechtmäßig beraubt wurde und 
ob das Verfahren fortgesetzt werden durfte, 
nachdem ergegen den lEntzug dieses Rechts 
protestierte und aus dem Gerichtsaals ent- 
fernt wurde, und schließlich, ob der einzige 
Geschworene, den er ausgewählt hatte, 
während er sich selber verteidigte, in seiner 
Abwesenheit hätte entlassen werden dür- 
fen, in der Privatkammer des Richter ohne 
Beisein von Mumia. Dies sind also sehr 
grundsätzlich fundamentale Rechte, und 
wir waren der Meinung, daß das Oberste Ge- 
richt der USA diesen Fall nur auf der Grund- 
lage dieser Punkte annehmen und überprü- 
fen sollte, aber es muß es nicht tun. Es ist 
nur eine Bitte, daß er es tut. 


Welche Schritte sind nach einer Entschei- 
dung des Obersten Gerichts noch offen? 

Es ist schwierig zu sagen, wie lange eine Ent- 
scheidung des Obersten Gerichts der USA 
dauern wird, es gibt keine Fristen, es gibt 
kaum Präzedenzfälle. Müßten wir schätzen, 
dann würden wir sagen, daß wir irgendwann 
zwischen Juni und Oktober dieses Jahres das 
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Ergebnis bekommen werden, eher in Okto- 
ber, nach der Sommerpause. Sollte das Ge- 
richt eine Überprüfung ablehnen, was zu er- 
warten ist, wird Gouverneur Ridge wahr- 
scheinlich einen neuen Hinrichtungsbefehl 
für Mumia unterzeichnen, das deuten sei- 
ne Anwälte an. Und sollte er das tun, dann 
werden wir sofort das niedrigste Bundesge- 
richt, das Distriktbundesgericht von Penn- 
sylvania, anrufen und eine Aussetzung der 
Hinrichtung beantragen. Wir sind zuver- 
sichtlich, daß das Gericht dem Antrag statt- 
geben wird. Das wird jedoch der Anfang des 
Bundesberufungsprozeß sein, Mumias letz- 
ter Berufungsprozeß. 


Gouverneur Ridge hat neuerdings ein neues 
Hinrichtungsprotokoll unterzeichnet, ist 
Mumia hiervon betroffen? 

Ja, es betrifft auch Mumia, aber ich bin mir 
nicht so sicher, ob es viel ausmacht, da Gou- 
verneur Ridge in seiner Wahlkampagne öf- 
fentlich angekündigt hatte, daß er zum 
möglichst frühen Zeitpunkt den Hinrich- 
tungsbefehl unterzeichnen wird, und ich 
denke nicht, daß das neue Hinrichtungs- 
protokoll diese Entscheidung beeinflussen 
wird. Es ist zu erwarten, daß sich der Gou- 
verneur bei der ersten Gelegenheit in Rich- 
tung einer Hinrichtung bewegen wird. 


Man weiß, daß Kapitalfälle in Amerika sehr 
teuer sind, wieviel hat Mumias Verteidigung 
gekostet, und wie viel Geld ist noch nötig? 

Was die Kosten angehen, bin ich mir nicht 
sicher, daß ich alle Zahlen zur Hand habe, 
zum Ersten. Zum Zweiten ist es hier allge- 
meine Praxis, nicht zu veröffentlichen, wie- 
vielman für eine Untersuchung ausgegeben 
hat, weil das der Gegenseite erlaubt, diese 
Zahlen auszuschlachten. Es kann zu einem 


späteren Zeitpunkt sein, daß wir 
das Gericht um Unterstützung bit- 
ten. Wir wollen keine Zahlen ver- 
öffentlichen darüber, wieviel und 
wofür wir Geld ausgegeben haben. 
Das würde Mumia schaden. Ich 
werde also nicht darauf eingehen, 
aber ich will dies sagen. Der OJ. 
Simpson-Fall kostete etwa $5 Mio., 
und das war ein Gerichtsverfahren. 
line Verurteilungsaufhebung zu 
erreichen, ist noch teurer als ein 
solches Verfahren, und wir haben * 
nur einen Bruchteil dessen, was ` 
OJ. Simpson ausgeben mußte. An- 
gesichts des Charakters des Pro- 
blems operieren wir mit relativ ge- 
ringen Mittel. Wir brauchen un- 08 
bedingt Geld, wir brauchen stän- D 
dig Geld, es gibt eine laufende Un- 
tersuchung, fünf Anwälte arbeiten 
an dem Fall, ich selber arbeite seit | 
sieben Jahren an dem Fall, er be- 
ansprucht fast meine ganze Zeit, 
wir brauchen dringend Geld und wahr- 
scheinlich kontinuierlich für die nächsten 
achtzehn Monate. 


Sie konnten über die Jahren die Unterstüt- 
zung für Mumia folgen, wie hat sich die Kam- 
pagne geändert? 

Ich wurde sagen, einer der Höhepunkte der 
neuen Entwicklungen ist die Erweiterung 
der Unterstützung durch die Hip-Hop-Ge- 
neration. Mumia hatte natürlich immer die 
Unterstützung der "Iodesstrafengegner, 
dann bekam er Unterstützung von denjeni- 
gen, die von seinem Verfahren gehört hat- 
ten der Auffassung waren, daß er kein faires 
Verfahren gehabt hätte. Dann, als wir in 
1995 und noch mal 1997 Beweise für Mu- 


Nato / Vereinigte 
Staaten raus aus 


Jugoslawien ! 


von Mumia Abu-Jamal 

Während ein todbringender Regen von 
High-tech-Bomben auf Jugoslawien fällt, 
fällt ein Betäubung bringender Regen von 
Propaganda auf die Amerikaner - ein Regen 
von mediengemachten Lügen, die die brei- 
te Masse dazu bringen sollen, im Namen 
des Menschenrechtsschutzes striktere mi- 
litärische Maßnahmen gegen eine souver- 
äne Nation zu befürworten. 

Die Nato ist nur ein Feigenblatt der ame- 
rikanischen „Interessen“, und die Bombar- 
dierung Jugoslawiens ist bloß eine globale 
Demonstration der Skrupellosigkeit des 
amerikanischen Imperiums. Eine Demon- 
stration? Die monströse atomare Bombar- 
dierung Japans, nachdem es im Zweiten 
Weltkrieg praktisch schon geschlagen war, 
war keine militärische Notwendigkeit, son- 


dern eine politische - dazu bestimmt, den 
Russen zu zeigen, daß die Vereinigten Staa- 
ten der Boß waren und immer sein würden. 
Es war eine gewaltige, todbringende De- 
monstration. So behandelt die Bombardie- 
rung Jugoslawiens die Serben, wie die Ver- 
einigten Staaten die Japaner während des 
/,weiten Weltkriegs behandelt haben - als 
Requisiten, um die Macht des Imperiums 
vorzuführen. 

Sehen wir uns einmal die Behauptungan, 
die Vereinigten Staaten seien besorgt um 
die „Menschenrechte“ oder um die „Rech- 
te ethnischer Minderheiten“, wie die Un- 
ternehmenspresse es stündlich an die 
Wand malt. Was ist mit Amerikas größter 
nationaler Minderheit - den Afroamerika- 
nern? Die weltweit geachtete Organisation 
Amnesty International erklärte - nur Tage 
vor der Bombardierung - durch ihren Ge- 
neralsekretät Pierre Sane: Menschen- 
rechtsverletzungen in den Vereinigten 
Staaten von Amerika halten nach wie vor 
an, sind weitverbreitet und betreffen un- 
verhältnismäßig stark Menschen, die ihrer 
Hautfarbe oder ethnischen Herkunft nach 


mias Unschuld brachten, bekamen wir zu- 
sätzliche Unterstützung von vielen Leuten, 
die an Mumias Unschuld glaubten und dar- 
an, daß erreingelegt wurde. Natürlich glaub- 
ten seine Freunde und Kollegen in Philade- 
Iphia dies vom Anfang an. Aber ich rede hier 
über die Ausweitung der landesweiten Un- 
terstützung. Nun, ich meine, es wäre fair zu 
sagen, dal er mit Rage Against the Machi- 
ne und damit, daß Mumias Schriften po- 
pulärer wurden, bei jungen Menschen ir- 
gendwie ankommt, durch das, was er 
schreibt, was er sagt, wofür er steht. Und 
wenn ich rumreise und spreche, bin ich 
durch die Unterstützung der Jugend sehr 
beeindruckt. Ich sprach in der Highschool 
in Oakland. Dies sind Leute, die nicht ak- 


zu Minderheiten gehören.“ Sane kritisier- 
te Polizeigewalt und Hinrichtungen in den 
Vereinigten Staaten. 

Sehen wir uns weiterhin einmal an, wie 
die Vereinigten Staaten auf Befreiungsbe- 
wegungen der Unterdrückten reagieren. 
Als Kämpfer für die Unabhängigkeit Puer- 
to Ricos [von den USA] ihre Stimmen zu 
erheben begannen, unterstützten die Ver- 
einigten Staaten diese „ethnische Minder- 
heit“ nicht, sondern versuchten - und ver- 
suchen noch immer -, sie zu vernichten, 
einzukerkern und zum Schweigen zu brin- 
gen. 

Betrachten wir einmal die Sache der Palä- 
stinenser, der Kurden, der Menschen aus 
Ost Timor, der kolumbianischen Rebellen 
- wen haben die Vereinigten Staaten be- 
ständig unterstützt: die Unterdrückten 
oder die mit US-Waffen versehenen Regie- 
rungen? 

Hier geht es nicht um „Menschenrech- 
te“. Hier geht es nicht um „ethnische Min- 
derheiten“. Und es geht auch nicht um 
„Völkermord“. Es geht darum, durchzuset- 
zen, wer im nächsten Jahrhundert der Boß 


Bild links: Eine Gruppe junger Indianer auf 
der Demonstration in Philadelphia 


anderer Präsident vor ihm hat so was unter- 
nommen. Figentlich herrscht die Meinung, 
hauptsächlich in den USA, daß internatio- 
nales Recht bedeutungslos und keine Aus- 
wirkunghat, tatsächlich denken die meisten 
Amerikaner, daß es keine Auswirkung auf 


zeptieren können oder wollen, daß Mumia 
möglicherweise hingerichtet werden. 


Herr Weinglass, Sie waren schon mal in Eu- 
ropa um Unterstützung für Mumia zu mobi- 
lisieren, werden Sie möglicherweise in der na- 
hen Zukunft noch mal kommen? 

Ja, ich denke schon, ich hoffe es, und ich 
möchte gerne. Ich muß sagen, daß es Un- 
terstützung für Mumia gab, bevor ich am 
Fall beteiligt war, sie gibt’s schon seit lan- 
sem. Mumia hatte immer seine Freunde 
und enge Kontakte zum Unterstützernetz 
in Deutschland und nun auch in Frankreich 
und Italien. Es gibt ein sehr gutes Unter- 
stützernetz in Kopenhagen oder Athen. Ich 
will niemand übersehen, aber das sind die- 


sein wird. Es geht darum, Rußland an sei- 
nem Platz zu halten. Es geht darum, die 
Kuropäische Union unter dem Daumen 
der Wall Street zu halten. 

Die Bombardierung Serbiens ist ein Echo 
auf die Bombardierung dreier anderer Län- 
der in den vergangenen sechs Monaten - 
Irans, Sudans und Afghanistans. Und sie 
fand aus genau demselben Grund statt - 
um zu zeigen , daß es gemacht werden 
kann, ganz egal, was das sogenannte inter- 
nationale Recht sagt. Um der gesamten 
Welt Schrecken einzuflößen, damit einge- 
leitet werden kann, was der frühere Präsi- 
dent George Bush vergeblich versucht hat: 
eine neue Weltordnung zu etablieren. 

lage vor der Bombardierung hat die Na- 
to Polen, Ungarn und die Tschechische Re- 
publik als ihre neuesten Mitglieder aufge- 
nommen und Rußland auf diese Weise 
praktisch isoliert. Nur Serbien und die 
Staaten Jugoslawiens haben sich geweigert, 
der Nato beizutreten - ihre Bombardierung 
ist ihre Strafe. 

Unser brillanter, verehrter politischer 
Führer, Malcolm X, hat uns gelehrt, die Ge- 


jenigen, die mir einfällt. Und ich weiß, dab 
Mumia der Ansicht ist, daß die Unterstüt- 
zung aus Europa für seinen Kampf sehr 
wichtig wird. Es gibt schon Anzeichen dafür, 
dab die Olinton-Regierung es allmählich er- 
kennt und für notwendig hält, insbesonde- 
re auf die Opposition gegen die 'lodesstra- 
fe vom europäischen Parlament zu reagie- 
ren. Im Dezember 1998 tat Präsident Clin- 
ton, was kein anderer Präsident vor ihm ge- 
tan hatte, er unterschrieb am Internationa- 
len Menschenrechtstag eine Proklamation, 
in der ein hoher Regierungsbeamte ange- 
wiesen wird zu untersuchen, ob die Verei- 
nigten Staaten die drei wichtigsten interna- 
tionalen Menschenrechtsabkommen, die 
die USA unterzeichnet haben, einhält. Kein 


das Rechtssystem hier haben sollte. Aberich 
denke, daß wir eine zunehmende Beunru- 
higung spüren und die Frfahrung machen, 
daß der internationalen Druck, insbesonde- 
re gegen die lodesstrafe, eine große Aus- 
wirkung in den Vereinigten Staaten hat. Fi- 
ner der Bundesstaaten, der bei Hinrichtun- 
sen traditionell führend war, war Georgia. 
Und Georgia stand, bis zur letzten Olym- 
piade, die in Atlanta stattfand, an vorderer 
Front bei der Vollstreckung staatlicher Hin- 
richtungen. Als die Planung und die Vorbe- 
reitungen der Olympiade im Gange waren, 
entschied die Georgia-Regierung, keine 
weiteren Hinrichtungen durchzuführen, da 
sie Angst vor Reaktionen der Athleten aus 
Europa hat, und so wurde ein Moratorium 
erklärt, aber nicht öffentlich bekanntgege- 
ben. Seitdem wurde kein einziger Mensch 
in Georgia hingerichtet, sie sind nicht zur 
Todespraxis zurückgekehrt, und das war ei- 
ne direkte Auswirkung der Angst vor Reak- 
tionen aus Europa. Ich denke also, dab wir 
hier eine sehr gute Auswirkung sehen, und 
ich weiß, daß Mumia Wert auf den Druck 
aus dem Ausland legt. 


Herr Weinglas, bitte grüßen Sie Mumia, 
wenn sie ihn das nächste Mal sehen, von der 
Solidaritätsbewegung in Deutschland. 
Dankeschön. 


Imperien werden nicht durch Vernunft 


Für den 5. Juni ruft ein Bündnis zu einer 
nationalen Demonstration in den USA auf. 
Sozusagen zur Vorbereitung finden am 15. 
Mai in vielen Städten Demonstrationen mit 
mobilisierendem Charakter statt, in New 
York sollen Radiosender aufgesucht werden, 
die üble Kriegshetze gegen die Balkanvölker 
betreiben. 


schichte zu untersuchen. Wenn wir uns die 
Geschichte ansehen, wird die Bombardie- 
rung Jugoslawiens klar. 


Antikriegsdemonstra on in Washington. 


aufrecht erhalten, sondern durch unbarm- 
herzigen "error. So war es in Rom. So ist es 
in den Vereinigten Staaten. Der brillante 
Revolutionär, Dr. Huey P Newton, Grün- 
der der Black Panther Party, erklärte: „Die 
Vereinigten Staaten waren nicht länger ci- 
ne Nation. Wie nannten sie ein Imperium. 
Ein Imperium ist ein Staat, der sich ver- 
wandelt hat zu einer Macht, die alle Län- 
der und Bevölkerungen der Welt kontrol- 
liert.“ (1973) 

Huey hatte damals recht, und unsere da- 
malige Antwort war, das Imperium zu 
bekämpfen. Das müssen wir auch jetzt ma- 
chen. 

Nieder mit dem Imperialismus! Schluß mit 
der Bombardierung! Nato / Vereinigte Staa- 
ten raus aus Jugoslawien! 


- Übersetzung: Rote Hilfe e.V. - 

Copyright 1999 Mumia Abu-Jamal. Alle 
Rechte vorbehalten. Quelle: The Pan-Afri- 
can Research and Documentation Center, 
211 SCB Box #7 , Wayne State University, 
Detroit, MI 48202 
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Interview mit Mazi Jamal 


Die Demonstration war ein 


großes Symbol der Hoffnung 


Ich heiße Mazi Jamal, bin 21 Jahre alt und 
der Sohn von Mumua Abu-Jamal. 


Wie sind Sie persönlich in der Solidaritäts- 
bewegung für Mumia involviert? 

Realistisch gesehen, bin ich persönlich in 
die Bewegung für meinen Vater kaum in- 
volviert, ich habe nicht so viel gemacht. Ich 
rede mit ihm, um zu erfahren, wie es ihm 
geht, es geht ihm persönlich gut. Was Re- 
den, Demonstrationen und ähnliches be- 
trifft, bin ich den größten "Teil meines Le- 
bens nicht involviert gewesen, ich habe 
mich nur mit ihm persönlich auseinander- 
gesetzt und was er davon hält - und natür- 
lich was meine Mutter, meim Bruder und 
meine Schwester dazu meinen. Gestern war 
meine erste Rede vor einer großen Men- 
schenmenge. 


Was meinen Sie zur Demonstration gestern? 
Ich hatte den Eindruck, daß die Demon- 
stration gestern gut organisiert war, sie war 
schön. Sie zeigte, wie viele Leute sich be- 
troffen fühlen und mit der Situation unzu- 
frieden sind. Mir wurde klar, wie viele junge 
Leute beteiligt und aktiv sind. Sprechen die 
Leute über die jetzige Generation, die 16- 
bis 25jährigen, dann reden viele ohne Hoff- 
nung, aber wenn ich sehe, wie Leute mobi- 
lisieren, sich für etwas einsetzen, dann kann 
ich nur Hoffnung haben. Die Demonstrati- 
on war ein großes Symbol dieser Hoffnung. 
Ich habe mir gestern diese vielen Leute an- 
gesehen, die aus verschiedenen gesell- 
schaftlichen Bereichen kamen, mit ver- 
schiedenen Meinungen und aus verschie- 
denen Strukturen, und es hat mich hoff- 
nungsvoll und zuversichtlich gestimmt. 
Hier sitzen jetzt Leute aus drei verschiede- 
nen Ländern. 


Sind Sie als Mumias Sohn irgendwelchen Re- 
pressionen ausgesetzt? 

Das ist eine schwierige Frage, aber ich muß 
sagen, das, was mich wahrscheinlich am 
meisten an Philadelphia traurig macht - ich 
spüre die Trauer am stärksten, wenn ich 
nach Philadelphia zurückkehre, ich wohne 
gegenwärtig nicht hier -, ist, wenn ich um 
mich umsehe und merke, wie andere als Fol- 
ge dieses Kampfes leiden, wie ich vorhin sag- 
te, bin ich den Großteil meines Lebens nicht 
direkt involviert gewesen. Aber wenn ich se- 
he, wie die Menschen um mich herum dafür 
leiden müssen, daß sie eine andere Meinung 
vertreten als die staatliche Meinung, wird es 
mir am ehesten vor Augen geführt. Men- 
schen wie Pam und Ramona, die es sich zur 
Lebensaufgabe gemacht haben, diese Welt 
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zu verändern. 

Jedesmal wenn ich in die Stadt ankomme, 
ist es, als ob die Luft trieft von Angst und 
Grauen. Obwohl ich mein Bestes tue, ich 
mache nichts Illegales, ich machte nichts 
Unmoralisches, fühle ich mich in dieser 
Stadt nicht sicher. Ich weiß, wie es meine 
Mutter geht, wie sehr sie sich um mich sorgt, 
wenn ich durch die Straßen meiner Stadt 
gche. Ich denke schon daran, wenn ich 
abends mit Freunden weggehen will. Es ist 
zum Teil einfach ein Furchtgefühl, denke 
ich mir. 


Sind Sie trotz seiner vielen Jahren im Ge- 
fängnis in der Lage gewesen eine Beziehung 
zu Ihrem Vater aufzubauen? 

Ich würde sagen ja, aber es ist eine bizarre 
Beziehung. Da er nicht jeden lag mit mir 
zusammen sein kann, können wir viele Sa- 
chen nicht machen. Ich erinnere mich an 
das letzte Mal, als ich meinen Vater um- 
armte, das war, als meine Großmutter, sei- 
ne Mutter, starb. An das letzte Mal davor, 
als ich ihn festhalten, ihn umarmen konn- 
te, ihm sagen konnte, daß alles gut wird, 
kann ich mich kaum mehr erinnern, und so 
etwas stellt jede Beziehung auf die Probe. 
Es gibt nichts Vergleichbares damit, jeman- 
den nicht umarmen zu dürfen, ich denke 
mir, daß wir alle es irgendwann erfahren ha- 
ben, daß jemand, der uns nahe ist, nicht da 
war, cs gibt nicht Vergleichbares auf der 
Welt, mir fehlen die Worte, um meine Ge- 
fühle wirklich auszudrücken. 


Wenn Ihre Freunde und Bekannten erfah- 
ren, daß Sie Mumias Sohn sind, behandeln 
sie Sie anders? 

Manchmal habe ich den Findruck, daß die 
Leute um mich herum mich mit Samt- 
handschuhen anfassen, wenn sie es erfah- 


ren. Sie wollen mir nicht ihre Meinung sa- 
gen, weil es ihnen irgendwie unangenehm 
ist. Ich persönlich habe viel Glück gehabt, 
ich habe eine starke Familie und einige gute 
Freunde, die alles wissen und immer für - 
mich da waren. Sie haben mich unterstützt, 
als ich neulich auf der Bühne stand. Es ist 
immer schwierig, an Leute ranzukommen, 
wenn ich sie das erste Mal treffe, sie sind im- 
mer schockiert oder ähnliches. Ich habe 
achtzehn Jahre damit gelebt, so ich kann 
besser damit umgehen als jemand, der mich 
gerade kennenlernt oder davon gerade er- 
fahren hat oder mich nur seit ein paar Wo- 
chen oder lagen kennt. Sie verhalten sich 
immer gleich, „Oh mein Gott! Wie kannst 
du ...“ So ist das Leben halt, man steht am 
nächsten Tag auf und macht, was zu ma- 
chen ist, aber ich denke, daß es für Leute, 
die mich zum ersten Mal kennenlernen, 
sehr schwierig ist, damit umzugehen, und 
ich verhalte mich manchmal auch selbst 
neuen Bekannten gegenüber reserviert. 


Könnten Sie sich vorstellen, nach Philadel- 
phia zurückzuziehen? 

Ich habe neulich darüber mit meiner Fami- 
lie gesprochen. Ich wollte nach Philadelphia 
zurückkehren, um in der Nähe meiner Fa- 
milie zu sein, aber sie meinen ‚es wäre in 
Philadelphia für mich zu unsicher, um gänz- 
lich hier zu bleiben, natürlich wegen der 
Probleme, die er (Mumia) und andere Fa- 
milienmitglieder mit dem jetzigen System 
in Philadelphia haben. Es gibt Sachen in 


Demonstration in Philadelphia 


dieser Stadt, die ich persönlich liebe, dieses 
Café zum Beispiel, es gibt überall in der 
Stadt wunderschöne Orte, aber ich habe ge- 
genwärtig keine Pläne, nach Philadelphia 
zurückzukehren. 


Was machen sie zur Zeit? 

Studieren und arbeiten. Ich studiere Philo- 
sophie mit Japanisch als Nebenfach und 
möchte anschließend Jura studieren. Ich ar- 
beite mit unterprivilegierten Kinder, Kinder 
ohne Vater zu Haus, ich gehe mit ihnen spa- 
zieren, ich gebe Nachhilfeunterricht, Sport- 
unterricht, berate sie, es bringt viel Spaß, 
mit ihnen zu arbeiten, ihnen zu helfen, ih- 
re tagtäglichen Problemen zu lösen, weil es 
mir hilft, meine tagtäglichen Probleme zu 
lösen. 


Wie stark ist die Unterstützung für Ihren Va- 
ter in der Community, wo Sie aufwuchsen? 
Ich bin in Philadelphia aufgewachsen. Es 
gibt eine klare Trennung zwischen denjeni- 
gen, die wirklich überzeugt sind, wie Pam 
und Ramona und die anderen Jugendlichen 
der MOVE, Mike und jetzt auch die kleine 
Pixie, Leute, die wirklich zutiefst überzeugt 
und bereit sind, alles zu riskieren, und Leu- 
ten, die Angst haben, ihre Meinung zu sa- 
gen. Wenn ich in New York bin, merke ich, 
wie viel offener und bereiter Leute sind, ih- 
re Meinung zu sagen, das hat sich in den 
letzten Jahren unter der Bürgermeister- 
schaft Guilianis etwas geändert. Es ist, als 
ob Philadelphia das Zentrum der Angst wä- 
re, wo Leute sich nicht sicher fühlen, aber 
überquert man die Stadtgrenzen, hat man 
den Eindruck, daß die Menschen eher be- 
reitr sind, zu reden und ihre wirkliche Mei- 
nung zu sagen. 


Was wissen Sie von der internationalen Be- 
wegung für die Freilassung Ihres Vaters? 

Ich spreche sehr wenig Deutsch. Wenn aber 
ich in einem Cafe oder in einem Buchladen 
in einer deutschen Zeitung blättere und lei- 
denschaftliche Artikel über meinen Vater le- 
se, meistens verstehe ich etwa nur ein Vier- 
tel, wird mir bewußt, daß Menschen in der 
ganzen Welt mit dieser Situation unzufrie- 
den sind, und es schockiert mich, daß Men- 
schen in seiner Heimatstadt Angst haben, 
ihre Meinung zu sagen. An der anderen Sei- 
te des leichs sind Menschen bereit, sie sind 
hier gekommen, um ihre Stimmen zu erhe- 
ben. 


Meinen Sie, daß der Grund, warum die Leu- 
te hier Angst haben, aufzustehen und ihre 
Meinung zu sagen, daran liegt, daß die Re- 
pression hier größer ist als anderswo? 

Ich denke mir, zumindest was die allgemei- 
ne Bevölkerung angeht, daß Repression in 
Amerika anders ist, hier wird man wegen sci- 
ner religiösen Überzeugung, seiner Haut- 
farbe, wie man sich verhält, wie man sich auf 
offener Straße kleidet, unterdrückt. Es gibt 
eine unterschwellige Meinung in Amerika, 
daß, wenn man sich konform verhält, min- 
destens äußerlich, dann ein gewisser Erfolg 


möglich ist. Das ist der Grund, warum so 
viele Leute immer noch hierherkommen, 
um materiellen Erfolg zu suchen. 

Das ist die eine Seite Amerikas, es gibt ei- 
ne andere Seite. Wer in Amerika arm ist, ist 
nichts, man bekommt keine medizinische 
Versorgung, man kann seinen Kindern kei- 
ne Ausbildung finanzieren, man kann sich 
nicht weiterbilden. Es gibt Leute, die ganz 
klar für sich entscheiden, ich werde ruhig 
bleiben, ich werde nicht meine Meinung 
äußern, ich werde nicht ich selber sein. Es 
gibt Menschen, die Angst haben, die Hand 
ihres Geliebten auf offener Straße zu hal- 
ten, weil sie wissen, daß es sich auf ihre Kar- 
riere oder ihre wirtschaftlichen Erfolg aus- 
wirken wird. Es gibt in Amerika die Mög- 
lichkeit, und es wäre von mir gelogen zu sa- 
gen, daß es nicht die Möglichkeit wirt- 
schaftlichen Erfolges für jeden und jede 
gibt, es ist nur, daß es um so schwieriger ist, 
je mehr man von der Mehrheit abweicht, 
wenn man eine andere Hautfarbe, eine an- 
dere sexuelle Orientierung hat, sich auf of- 
fener Straße anders verhält. Die Leute ha- 
ben Angst, ihre Andersartigkeit zu zeigen, 
und ich denke mir, daß das die größte Re- 
pression in Amerika ist. Die Leute sehen 
täglich, was passiert, wenn man anders ist. 
Selbstverständlich, wer es offen zeigt, kann 
mit Gewalt unterdrückt, man wird verhaf- 
tet, geschlagen, verliert seine Eigentum, sei- 
ne Kinder. Deswegen haben viele Leute kein 
Vertrauen zu diesem Land und sagen, es gä- 
be keine Hoffnung, sie wollen nicht mal sich 
selbst gegenüber zugeben, daß sie Bürger 
dieses Landes sind. Aber für mich ist das kei- 
ne realistische Option, ich denke mir, hier 
lebe ich, hier werde ich meine Kinder groß- 
ziehen, meinem Vater Enkelkinder schen- 
ken, hoffentlich. Es ist keine Option, alles 
in dem Land abzulehnen, in dem man lebt, 
man muß hier bleiben und versuchen, es zu 
verändern - man muß natürlich nicht, aber 
ich habe mich so entschieden, und ich bin 
stolz auf andere, die genauso entscheiden. 


Vor dreißig Jahren war Malcolm X ein Staats- 
feind, heute hält der Staat Malcolm als Iko- 
ne für die Jugend hoch. Ihr Vater heute ist 
Staatsfeind, meinen Sie, daß der Staat in 20- 
30 Jahren Ihren Vater als Ikone für die Jugend 
hochhalten wird? 


Wenn man vom Staat spricht, denn bedarf 
es die Frage, welcher Staat, unsere Regie- 
rung, wie sie heute ist, oder eine, die ich mir 
eines lages wünsche. Ist es eine Regierung, 
wie ich sie mir wünsche, denn ja. Ich hätte 
es so gern, dab er eine Ikone für die Jugend 
wäre. Fin Ding, das viele Leute in der Welt, 
Teilnehmer an der Demonstration überse- 
hen, ist, daß er nicht perfekt ist, er ist nur 
ein Mann, er ist nur mein Vater, er hat sei- 
ne Fehler, seine Schwächen, aber was mich 
persönlich an ihm immer beeindruckt hat, 
ist, daß er den Mut hat, trotz seiner 
Schwächen zu kämpfen. Ich denke mir, daß 
wir mehr Angst um ihn haben, als erum sich 
selber, und das ist eine wunderschöne Bot- 
schaft für jede Generation. Wenn ich mit 
meinen Jugendlichen zusammenarbeite, 
versuche ich, ihnen beizubringen, daß es 
vorteilhaft sein kann, wenn man nur eine 
Sache macht, aber jeder muß sterben. Es ist 
besser, mit einem Lächeln auf dem Gesicht, 
mit reinem Herzen und aufrecht zu gehen 

Auf der anderen Seite, wenn der Staat, 
meine Regierung, sich nicht ändert, dann 
nein. Ich möchte nicht, daß er als Beispiel 
für die Jugend hochgehalten wird, weil die- 
jenigen, die sich für soziale Veränderungen 
einsetzten und als Beispiel für die Jugend 
hochgehalten werden, waren meiner Erfah- 
rung nach immer tot. Martin Luther King 
hat unser Land auf so viele Weise geändert, 
aber er kann nicht mehr sprechen, er ist tot, 
das, wofür er stand, wurde verdreht. Leute 
schauen zu ihm hinauf und sagen, „zeig die 
andere Backe“, man hat nur zwei Backen, 
wie oft kann man eine pazifistische Haltung 
einnehmen und die andere Backe zeigen? 
Malcolm repräsentiert immer noch Stärke 
im Hinblick auf viele Teilen unserer Kultur, 
dennoch wurde er zur Ware, sein Namen 
wird heute für so viele Sachen benutzt, daß 
die Reinheit seiner Botschaft und seine Vi- 
sion nicht zum Ausdruck kommen. 


Was möchten Sie die Solidaritätsbewegung in 
Deutschland sagen? 

Ich denke es ist unsere Aufgabe, als Men- 
schen ein Gleichgewicht herzustellen zwi- 
schen dem, was uns glücklich macht, und 
dem, was richtig ist. Die Solidaritätsbewe- 
gung in Deutschland besteht aus Men- 
schen, und wenn jede einzelne Person die- 
se zwei Sachen macht, was sie glücklich 
macht und was richtig ist, und diesen Mit- 
telweg findet, dann kann nur Gutes daraus 
kommen. Der menschliche Geist ist ein un- 
glaublich starkes Ding, es ist das stärkste In- 
strument, das wir auf diesem Planet ent- 
deckt haben. Wir haben den Mond berührt, 
wir haben Botschaften zu den Sternen ge- 
schickt, wir haben das Atom gespalten, aber 
all das stammtvom menschlichen Geist. Ich 
würde jeden Mensch bitten, nicht nur in der 
Bewegung, sondern jeden Menschen über- 
haupt, nach innen zu gucken, um das zu fin- 
den, was er braucht, um ein Gleichgewicht 
zu schaffen und den Mittelweg zu finden 
zwischen dem, was ihn glücklich macht und 
was er für richtig hält. 


Mannheim 


Bericht zur 


Demo am 
24. April 


Am 24. April haben wir in Mannheim unter 
dem Motto: Gleiche Rechte für alle - gegen 
Rassismus und Ausgrenzung demonstriert. 

Wir haben dieses Datum gewählt aus An- 
laß des weltweiten Aktionstages für den von 
Hinrichtung bedrohten politischen Gefange- 
nen Mumia Abu: Jamal. (...) Die Idee zur De- 
monstration war entstanden im Zusammen- 
hang mit Protesten verschiedener progressi- 
ver Gruppen in Mannheim gegen die rassisti- 
sche Unterschriftenkampagne der 
CDU/CSU gegen das damalige Cesetzesvor- 
haben der „rot-grünen“ Regierung zur dop- 
pelten Staatsangehörigkeit. Denen, die sich 
spontan zu diesem Protest zusammengefun- 
- den hatten, war klar, daß eine Gegenöffent- 
lichkeit geschaffen werden mußte. Dabei soll- 
te positiv hervorgehoben werden, daß wir glei- 
che Rechte für alle - ohne Ausnahme (!) m 
dern. 

Mittlerweile, während wir die Demo vorbe- 
reiteten, begann die NATO ihren Angriffs- 
krieg gegen Jugoslawien. Für uns war es selbst- 
verständlich, auch diesen Krieg auf der Demo 
zu thematisieren, nicht zuletzt auch deswe- 
gen, weil die Regierungen der NAl'O-Länder 
diesen Krieg damit zu legitimieren versuchen, 
eine sog. humanitäre Katastrophe zu verhin- 
dern. Dabei wird immer offensichtlicher, dab 
dies nicht wahr sein kann, denn seit den Bom- 
bardierungen wächst das Elend der Menschen 
im gesamten Jugoslawien. 

Am 24. April lief ebenfalls eine Demon- 
stration gegen den NAT'O-Krieg in Heidel- 
berg. Wir orientierten auch hierauf und ließen 
unsere geplante Kundgebung vor dem Ab- 
schiebeknast in Mannheim-Herzogenried 


ausfallen, damit "TeilnehmerInnen unserer 
Demo sich auch noch an der Demo in Hei- 
delberg zum US-Headquarter beteiligen 
konnten. Wir glauben, daß in Mannheim 
mehr Leute zusammengekommen wären, 
wenn es nicht noch eine zweite Demo in Hei- 
delberg gegeben hätte. Es hat uns gefreut, daß 
doch fast 150 Menschen bei unserer antiras- 
sistischen Demo dabei waren. Viele sind dann 
noch anschließend nach Heidelberg gefahren. 
(Auszug aus einem Bericht der Anti-Rassisti- 
schen Initiative) 


Im folgenden der dort gehaltene Redebeitrag 
der Initiative 


„Freiheit für alle Gefangenen 
aus der RAF“ 


Wir sind heute hier, um unsere Solidarität mit 
allen Unterdrückten und Verfolgten zu de- 
monstrieren. Aber auch mit denen, die Wi- 
derstand leisten gegen ein menschenverach- 
tendes, menschenvernichtendes System. Un- 
sere Solidarität gehört den Menschen, die 
schon seit vielen Jahren hier leben und arbei- 
ten, die aber unter anderem keinen deutschen 
Paß bekommen, weil sie ihre Herkunft und 
Kultur nicht vergessen und verleugnen wol- 
len. 

Solidarisch sind wir auch mit all denen, die 
aufgrund der unmenschlichen Verhältnisse in 
ihrer Heimat diese verlassen mußten und auf 
der Suche nach Schutz auch nach Deutsch- 
land kamen, obwohl dieser Staat oft mitver- 
antwortlich für die Fluchtursachen ist. Die 
auch von hier aus für eine Veränderung der 
Verhältnisse in ihrer Heimat und somit oft ge- 
gen die Machtinteressen Deutschlands arbei- 
ten. Deswegen wird nicht nur mit allen Mit- 
teln versucht, sie auszugrenzen, zusätzlich 
sind sie von der Abschiebung bedroht, was für 
sic Knast, Folter und ihre Ermordung bedeu- 
ten kann. 

Deswegen gehört unsere Solidarität auch 
den Kurdinnen und Kurden, die das Ende des 
schmutzigen Krieges in Kurdistan, das Ende 

der deutschen Unterstützung des türkischen 

Regimes hier einfordern und dienach.deryöl- 
kerrechtswidrigen Verschleppung Abdullah 
Ocalans für dessen Leben und Freiheit de- 
monstrieren. 

Auch am Umgang mit den kurdischen 


Menschen und dem Krieg gegen Jugoslawien 
wird einmal mehr die ganze Verlogenheit und 
Menschenverachtung der HERRschenden 
deutlich. Denn mit ihren Bomben wollen sie 
nicht, wie sie vorgeben und wie es auch ihrer 
aktuellen Kriegsberichterstattung zu entneh- 
men ist, Menschenrechte herbeibomben. Da- 
mit wollen sie ein Land, das sich dem selbst- 
ernannten Weltpolizisten USA/NATO nicht 
unterwerfen will, in Schutt und Asche legen. 
Ich frage, wer soll wirklich glauben, sie setzen 
sich für ethnische Minderheiten ein, wo sie 
doch gleichzeitig den „NATO-Partner“ Tür- 
kei " allen Ebenen unterstützen, somit di- 
rekt beteiligt sind am Krieg gegen das kurdi- 
sche Volk? 

Unser Herz und unsere Solidarität gehören 
all denen rund um die Welt, die gegen das 
menschenverachtende und menschenver- 
nichtende kapitalistische Weltwirtschaftssy- 
stem und seine globalen Auswirkungen Wi- 
derstand leisten und deswegen nicht nur ver- 
folgt und kriminalisiert, sondern auch gefol- 
tert und ermordet werden. 

So wie Mumia Abu-Jamal, der seitnunmehr 
17 Jahren in den USA in einer lodeszelle ein- 
gesperrt ist. Mumia steht für all die politi- 
schen Gefangenen, die für ganz grundsätzli- 
che Prinzipien stehen und eintreten und die 
dem Staat bis heute widerstehen. Sein Ver- 
fahren und seine Verurteilung muß dazu be- 
nutzt werden, auf die gesamten Problematik 
der Todesstrafe aufmerksam zu machen. Den 
Zusammenhang mit Rassismus und die Tat- 
sache, daß, wer arm ist und kein Geld für gute 
Rechtsanwälte hat und Pflichtverteidiger 
nehmen muß, keine Chancen hat, ein faires 
Verfahren z bekommen. Z.B. hat der Richter 
von Mumia mehr Schwarze in die 'Todeszel- 
len geschickt als jeder andere Richter in den 
USA. Ein Sieg für Mumia wäre auch ein Sieg 
im Kampf gegen die Todesstrafe. (...) Überall 
auf der Welt finden heute Solidaritätsaktio- 
nen für Mumia statt. Erkämpfen wir die Wie- 
deraufnahme seines Verfahrens und somit sei- 
ne Freiheit, verhindern wir seine staatlich 
sanktionierte Ermordung. 

Es gab und gibt auch immer wieder mili- 
tante Versuche, die Freiheit von Genossen 
und Genossinnen zu erkämpfen. So besetzte 
das MRIA-Kommando „Edgar Sanchez“ am 
17. Dezember 96 die japanische Botschaft in 
Lima, um die Freiheit der Gefangenen aus der 
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MRTA zu erreichen ... 

Auch will ich daran erinnern, daß heute vor 
24 Jahren das RAF-Kommando „Holger 
Meins“ mit der Besetzung der deutschen Bot- 
schaft in Stockholm versuchte, 26 revolu- 
tionäre Gefangene zu befreien. Die RAF wuß- 
te, wie auch dieser Staat seine politischen 
Gegner bekämpft, das manifestiert sich u.a. 
an den vielen "Toten innerhalb und außerhalb 
der Knastmauern. 

Die Vernichtungsstrategie drückt sich aber 
auch in den unterschiedlichen Sonderhaftbe- 
dingungen aus. So waren alle Gefangenen aus 
der RAF jahrelanger Isolationshaft, die inter- 
national als „weiße Folter“ geächtet ist, un- 
terworfen. Noch immer gibt es 7 Gefangene 
aus der RAFE und nach wie vor wird die Ver- 
nichtungshaft gegen sie eingesetzt. Die mei- 
sten von ihnen sind inzwischen 15 bis 20 Jah- 
re weggesperrt, doch die Rache dieses Staates 
ist noch immer nicht gestillt. Denn sie wag- 
ten es, Widerstand gegen das kapitalistische 
System zu leisten, und lassen bis heute nicht 
ab von dem Gedanken an ein solidarisches Le- 
ben, ein Leben ohne Unterdrückung, ohne 
Ausbeutung. Sie geben den Gedanken an ein 
Leben in Freiheit und Gleichheit für alle 
Menschen nicht auf. Auch wollen sie nicht 
leugnen, daß der militante Kampf gegen das 
kapitalistische System legitim war und weiter 
legitim ist. 

Und obwohl die Gesundheit aller durch die 
Sonderhaftbedingungen stark angegriffen ist, 
sie alle schon längst frei sein müßten, ist ihre 
Entlassung erst dann vorgesehen, wenn der 
Staat glaubt, daß das Ziel der Haft erreicht 
ist, nämlich dab sie gesundheitlich völlig 
zerrüttet sind. 

Auch wollen die Herrschenden so alle die- 
jenigen abschrecken, die den Kampf gegen 
dieses System entschieden führen wollen. 

Deswegen kann es für uns nur eines geben: 

Erkämpfen wir zusammen die Freiheit aller 
Gefangenen aus der RAF aller politischen Ge- 
fangenen weltweit! 
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< Am 23. März beendete Manfred Klein sein Le- 
ben, das er nach einem brutalen Überfall von 
Skinheads, die ihn halb tot schlugen, nicht 
; mehr ertragen konnte. Manfred hat sich an 
den Hungerstreiks der Gefangenen aus RAF 
- und Widerstand 1984/85 und 1989 beteiligt. 


Wir veröffentlichen ein Gedicht, mit dem ein 
: Freund Abschied nimmt. 


< Er kam aus Weimar 

. Eine Stadt, bekannt für FAUSTische Abgründe 
; mit Kartätschen 

; Freiheit und Gleichheit fressend 

per Todesurteile nach unten tretend. 


; Aufgewachsen, Buchenwald vor der Tür 
; ein kämpfender Antifaschist 
; sollte er werden 
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Vor 20 Jahren 


Am 4. Mai 1979 wurde Elisabeth von Dyck in 
Nürnberg von der Polizei erschossen 

In der Stephanstr. 40 wurdeam4. Mai 1979 Flis- 
abeht von Dyck im Rahmen der staatlichen Kill- 
fahndung erschossen. Das BKA, LKA Bayern 
und sonstige Büttel überwachten wochenlang 
das Haus, in dem sie eine konspirative Woh- 
nung der RAF vermuteten. Als Elisabeth am 
Abend des 4.5.79 nach Hause kam, erwarteten 
sie bereits mehrere B., das ganze Viertel war 
überwacht und umstellt. Schon vorher waren 
spielende Kinder aus der Straße verschecuth 
worden. 

Elisabeth wurde in den Rücken geschossen 
und starb kurz darauf. 

Sie durch einen Schuß in den Rücken zu er- 
morden, haben sie dann als „Notwehr“ hinge- 
stellt. (...) 

Elisabeth stand lediglich im Verdacht, einer 
sogenannten „terroristischen Vereinigung“ an- 
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preußisch und formal 
aber real sozialistisch schon mal. 


Kämpfen wollte er 

die Kalaschnikow in der Hand 

über sieben Meere führte der Gang vorbei 
an manch gefüllter BANK. 


Im Knast solidarisch 

ironisch und spitz 

13 Jahre in einem Sitz 

von vollstreckenden Faschos 
nicht selten gestrietzt. 


Seine letzten Tage 

in Parks, unter den Brücken der Stadt 
von Skinheads weggetreten 

endeten im Dunkeln am Strand 
Keine Delikatessen im Feindesland. 


* 16.9.39 in Weimar - 
+ 23.3.99 Hamburg-Sternschanze 
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zugehören. Der gegen sie 1975 ergangene Haft- 
befehl wegen Waffenschmuggels aus der 
Schweiz in die BRD, der nach einer $monati- 
gen Untersuchungshaft ausgesetzt worden war, 
wurde im Sommer 1977 wieder in Vollzug ge- 
setzt und auf „Unterstützung einer terroristi- 
schen Vereinigung“ erweitert. 

Die Bundesanwaltschaft ließ drei Tage nach 
Elisabeths lod verlauten, daß es einen drin- 
genden latverdacht in bezug auf die Aktion ge- 
gen Schleyer, der zur Ausstellung eines Haftbe- 
fehls gereicht hätte, nicht gegeben hat. Zur Tö- 
tung der 28jährigen Elisabeth ... hat es ihnen 
aber gereicht. 

Elisabeth kam über die Mitarbeit im Soziali- 
stischen Patientenkollektiv zu den Komitees ge- 
gen Folter und über die genauere Auseinander- 
setzung mit diesem System - auch anhand der 
Folterhaftbedingungen gegen die politischen 
Gefangenen - zu der Entscheidung, hier be- 
waffnet zu kämpfen. 

(Aus einem Flugblatt von Frauen aus dem In- 
fobüro Nürnberg, 1995, abgedruckt im An- 
gehörigen Info 168) 


Während der Entführung des hochrangigen Ka- 
pitalistenfunktionärs und Ex-Nazi H.M. 
Schleyer hatte, wie der damalige Generalbun- 
dlesanwalt Rebmann Jahre später gestanden hat, 
der Krisenstab der Bundesregierung 1977 erör- 
tert, gefangene Guerillas standrechtlich zu er- 
schieben. Die Gefangenen Andreas Baader, Gu- 
drun Enblin und Jan-Carl Raspe wurden am 
18.10.77 tot in Stuttgart-Stammheim aufge- 
funden, am 16.11. Ingrid Schubert in Mün- 
chen-Stadelheim. 

Selbstmord war die offizielle Version. Gegen- 
teilige Behauptungen wurden und werden straf- 
rechtlich geahndet, wie z.B. gegen das Info. 

Die Erschießung von Elisabeth war kein Ein- 
zelfall. Vorher, am 6.9.78, ist Willy Peter Stoll in 
einem China-Restaurant in Düsseldorf er- 
schossen worden und am 25.9.78 Michael Knoll 
bei Schießübungen in Dortmund. 

Am 9.6.79 wurde auf Rolf Heißler in einer 
Wohnung in Frankfurt geschossen. Kr überleb- 
te mit Koptschuß, weil er noch reagieren konn- 
te. Rolf sitzt seitdem in Knast. 

Alle Anzeigen von AnwältInnen und An- 
gehörigen gegen die Behörden wurden abge- 
wiesen, Verfahren eingestellt. Es war cher so,dah 
die Exekutionen öffentlich propagiert worden. 
So sagte ein Moderator in einer Live-Sendung: 
„Ich habe eine gute Nachricht für Sie, Flisabeth 
van Dyck ist gerade erschossen worden.“ 

H. Schmidt, Ex-Bundeskanzler, meinte rück- 
wirkend: Er bedanke sich bei den Juristen, die 
das ganze Vorgehen nicht verfassungsrechtlich 
untersucht haben - und damit also auch legiti- 
miert haben. Mit der gleichen Logik werden 
heute die zahlreichen Anzeigen, u.a. von Ham- 
burger Rechtsanwältinnen, wegen des militäri- 
schen Uberfalls auf Jugoslawien durch GBA 
Nehm abgelehnt, d.h. die Aggression von höch- 
ster juristischer Instanz legitimiert. Die Gefan- 
genen aus der RAF haben mit vielen diese mi- 
Iitärische Entwicklung vorausgeschen und mit 
unterschiedlichen Mitteln bekämpft. 

Freiheit für die restlichen sechs Gefangenen aus 
der RAF! 


Beugehaft wg. Aussageverweigerung 
Frank muß raus! 


Seit dem 11.4.1999 sitzt unser Genosse Frank 
Ament im Knast in Düsseldorf, weil er sich 
weigert, als Zeuge im „AIZ“-Prozeß auszusa- 
gen. Er soll nach dem Willen des 6. Strafse- 
nats des Oberlandesgerichts (OLG) Düssel- 
dorf dort bis zu 6 Monaten bleien, wenn er 
weiterhin die Aussage verweigert - sog, „Beu- 
gehaft“. Sorgen wir dafür, daß sie einen von 
uns nicht „beugen“ können, unterstützen wir 


Frank nach Kräften! 


Zum Hintergrund: 


Seit ca. 2 Jahren findet vor dem Staats- 
schutzsenat des OLG Düsseldorf der Pro- 
zeĵ gegen Michael Steinau und Bernhard 
Falk statt, die beschuldigt werden, als Mit- 
glieder der sog. „Antiimperialistischen Zel- 
len (AIZ)“ Anfang der 90er Jahre mehrere 
Anschläge auf Personen und Finrichtun gen 
des deutschen Imperialismus unternom- 
men zu haben. Nach ihren Schriften ver- 
stand sich die AIZ zunächst als Fortführung 
des bewaffneten Kampfes der RAE später 
eher im Zusammenhang mit der „Islami- 
schen Bewegung“. Nachdem auch die An- 
geklagten sich in dem Sinne geäußert ha- 
ben, sich für den Aufbau eines islamischen 
„Gottesstaates“ einzusetzen, hat ihnen die 
bundesdeutsche Linke, aus der siekommen, 
die Solidarität entzogen; auch die ROTE 
HILFE unterstützt die Angeklagten in die- 
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| Rede zum 1. Mai 1999 in Berlin 
‚ „Kampf gegen Krieg 
~ und Kampf für 
Freiheit gehören 
zusammen“ 


TTT 


: Wir sind heute nicht alle. Es fehlen die po- 


 litischen Gefangenen aus den Knästen der 


; BRD. 
; Etwa 200 Kurdinnen und Kurden sind in 
< Haft. Ihre Unterstützung des Befreiungs- 
. kampfes heißt Verstoß gegen das Vereins- 
. gesetz. Ihre Proteste gegen die Verschlep- 
; pung von Abdullah Öcalan nennt die Ju- 
‚ stiz Landfriedensbruch. Ihre Bemühungen 
. um materielle Solidarität werden als Spen- 
; dengelderpressung angeklagt. Kurdenpro- 
; test wird kriminalisiert, wer aber protestie- 
; rende Kurden erschießt - wie hier in Berlin 
; - soll niemals vor Gericht gestellt werden. 
: Der Kampf für ihre Freilassung muß ver- 
‚ bunden sein mit verstärkten Anstrengun- 
‚ gen gegen Abschiebungen in das Folter- 
; land Türkei und mit der Aufhebung aller 
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sem Verfahren nicht (mehr). 

(...) Für die vorgeladenen Zeugen und 
/euginnen, z. l. Menschen, die tatsächlich 
mit den Angeklagten nie etwas zu tun hat- 
ten, war und ist die Situation nicht einfach: 
Ist in den „üblichen“ Staatsschutz-Prozes- 
sen Sympathie, Solidarität oder politische 
Nähe zu den Angeklagten ein Motiv, die 
Aussage zu verweigern und nicht mit den 
Verfolgungsbehörden zusammenzuarbei- 
ten, so mußte es hier um etwas anderes ge- 
hen: Zu verhindern, daß mit dem Hebel die- 
ses Prozesses unsere Strukturen aufgerollt 
werden, daß der Staatsschutz neue Er- 
kenntnisse erlangt oder neues Beweismate- 
rial in die Hände bekommt und darum, die 
Legitimität dieser Ausforschung nicht an- 
zuerkennen und dabei noch mitzuwirken. 
So haben einige ZeuglInnen nicht ausgesagt 
unter Berufung auf \ 55 StPO, wonach nie- 
mand etwas aussagen muß, wenn er oder sie 
sich damit selbst belasten würde: eine Tak- 
tik, von der die ROTE HILFE abrät, denn 
sie führt dazu, daß auf einzelne Fragen (bei 
denen Selbstbelastung ausgeschlossen ist) 
doch geantwortet werden muß und wird 
und eine selbstbestimmte Grenze zu zichen 
schwierig, wenn nicht unmöglich ist. Ande- 
re, die als ZeugInnen vorgesehen waren, be- 
finden sich im Ausland oder sind anderwei- 
tig nicht erreichbar. 

Frank hat den Enntschluß gefaßt, die Aus- 
sage gegenüber dem Staatsschutz offen und 
offensiv zu verweigern. Von diesem Verhal- 
ten fühlt sich die Staatsmacht getroffen, 
denn es ist ein Angriff auf die Legitimität 
seines Ausforschungsversuchs und vermei- 


Immer noch sind sechs Gefangene aus der 
RAF eingesperrt. Ihre gemeinsame Haft- 
dauer liegt bei über 100 Jahren. Am Diens- 
tag wird Sieglinde Hofmann entlassen wer- 
den - nach 19 Jahren. Es darf nicht mehr 
hingenommen werden, daß die anderen 
noch bis weit in das nächste Jahrhundert 
sitzen sollen. Alle müssen freikommen. 
Und: Die vielen Anti-lerror-Gesetze der 
Vergangenheit wie z.B. der $129a und die 
Kronzeugenregelung gehören abgeschafft. 


Weiter kriminalisiert werden Politiker, Mi- 
litärs, Juristen und Kundschafter der Nach- 
richtendienste der ehemaligen DDR. Et- 
wa ein Dutzend von ihnen sind in Haft. 
Man kann zur DDR stehen, wie man will. 
Diese Praxis muß aufhören. Die bundes- 
deutsche Siegerjustiz hat kein Recht, den 
Aufbau eines Deutschlands ohne Bundes- 
wehr und Deutsche Bank als Verbrechen 
zu verfolgen. 


In diesen Wochen, in denen auch von 
deutschem Boden wieder ein Krieg aus- 
geht, sollten wir eine Lehre aus der Ge- 
schichte berücksichtigen. Krieg nach 
außen zieht immer auch verstärkte Reak- 
tion nach innen nach sich. Das wissen 
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det jede Unterwerfungsgeste oder Opfer- 
rolle! Frank wurde daher unmittelbar nach 
seiner Aussageverweigerung in Haft ge- 
nommen und ist dort bis heute; maximal 
können sie ihn 6 Monate festhalten, dann 
müssen sie ihn laufenlassen (gesetzliche 
Höchstdauer der Beugehaft). Er nimmt das 
in Kauf, da der Schaden, der durch Aussa- 
gen entsteht, höher ist, als die Nachteile, die 
ihn erwarten: Konkret bezüglich der betrof- 
fenen Strukturen, aber auch allgemein, 
wenn Kooperation mit dem Staatsschutz, 
Unterwerfen unter dessen Regeln und indi- 
vidualistisches Taktieren beim Aussagever- 
halten nicht mehr prinzipiell politisch ab- 
gelehnt wird, sondern um sich greift. Er 
zeigt, da auch in Konfrontation mit den 
staatlichen Machtmitteln ein selbstbe- 
stimmtes und selbstverantwortliches Ver- 
halten möglich ist. Nicht die anderen be- 
stimmen, was wir ihnen erzählen und was 
nicht, ebensowenig ist das von den Grenzen . 
des $ 55 bestimmt, wir setzen uns vielmehr 
selbst in eine Beziehung zum Staatsschutz 
einerseits und zu unseren Genossen und 
Genossinnen andererseits! 

Frank muß daher von uns allen, die er di- 
rekt oder indirekt durch sein Verhalten vor 
Verfolgung schützt, derart massiv unter- 
stützt werden, daß das staatliche Kalkül, ihn 
(stellvertretend fürviele) zu „beugen“, nicht 
aufgeht! Seine Beugehaft muß im Gegen- 
teil zur Demonstration werden, die dem 
Staat zeigt, daß er auch mit dem Mittel der 
Beugehaft-Drohung nicht durchkommt ge- 
gen selbstbestimmte, politisch hergeleitete 
Solidarität! Wenn das gelingt, wird das Beu- 
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wälten aus Hamburg habe ich Schröder, ; 
Scharping und andere wegen Vorbereitung ; 
eines Angrittskrieges angezeigt. Natürlich ; 
machten wir uns keine Illusionen über die | 
Ertolgsaussichten einer solchen Strafan- 
zeigen. Wir werden uns aber nicht damit 
abfinden, daß Völkerrecht und alte antifa- - 
schistische Grundsätze der Verfassung | 
durch Bundesregierung und NATO gebro- 
chen werden. i 

„Nie wieder Krieg - nie wieder Faschis- ; 
mus“ ist und bleibt der Kern jeder politi- ; 
schen Bewegung in diesem Land. Kampf | 
gegen Krieg und Kampf für Freiheit | 
schören zusammen. ; 


In diesem Sinne: Freiheit für Mahfuz Sa- ; 

vuran, Brigitte Mohnhaupt, Gerda Kla- 
buhn und alle Gefangenen in der BRD und | 
weltweit! i 
RA Jürgen Schneider 


PS. Laut FR vom 4.5. gab es anläßlich der 
1.-Mai-Aktivitäten in Berlin 19 Haftbefeh- ; 


le. 9 seien außer Kraft gesetzt. Von den . 


übrigen 10 Verhafteten kamen 7 in Unter- | 
suchungshaft, bei den anderen drei han- ; 


‚ Verbote kurdischer Organisationen. delt es sich um Jugendliche, die entspre- 


chend untergebracht wurden. 
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‚sie dir den o die kohene T 
nn a nn können, aber a 
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arte liche, das terrain, a dem sch a 
sch. überhaupt bestehen kann. was 
ei ‘d ‚soziale beziehungen, ‚gemeinsame 
ne in ı der perspektive um freiheit ge- 
wor konsumartikeln, ‚entfremdeter 


schaft.“ Schwert“ ein ganzes ‚Stück hiiia 
fer und damit der eine oder andere zukünf- 
tige Beugchaftfall vielleicht sogar vermie- 
den. 

Frank braucht Geld: für Zeitungen, 
Bücher, Radio, Knasteinkauf; ebenso für die 
Anwältin; für seine draußen weiterlaufende 
Miete; schließlich verlangt der Staat unver- 
schämterweise noch für jeden "lag Beuge- 
haft von dem Gefangenen über DM 40,- Ko- 
stenbeitrag - in 6 Monaten sind allein das 
mehrere tausend Mark! Die ROTE HILFE 
hat ein Beugehaft-Sonderkonto eingerich- 
tet: 

Kontonummer: 775 280 107, Postbank Ber- 
lin, BLZ: 100 100 10. 

Richtet Daueraufträge ein (DM 5,- mo- 
natlich helfen schon sehr viel!), spendet Fe- 
tenerlöse o.ä., stellt Sammelbüchsen auf! 

Sehr wichtig ist, daß sowohl Frank, als 
auch der OLG-Senat mitbekommen, daß 
viele Menschen Frank unterstützen. Daher 
schreibt Solidaritäts- bzw. Protestbriefe an: 
Frank Ament, z.Zt. JVA Düsseldorf, Ulmen- 
straße 95, 40476 Düsseldorf 
OLG Düsseldorf, 6. Strafsenat, Cecilienallee 
3, 40474 Düsseldorf, Fax: 0221-4971548. 


Verbreitet die Information weiter, setzt Mel- 
dungen/Artikel in lokale Zeitungen o.ä., 
macht eigene Flugblätter, Aushänge...! 
Gruppen, Plena, Treffen könnten Solida- 
ritätsresolutionen oder -grüße verabschie- 
den und veröffentlichen (bitte immer Ix an 
Frank, Ix an den Strafsenat und 1x an die 
ROTE HILFE senden), usw., usf.! 

Frank sitzt stellvertretend für uns alle in 
Beugehaft! 

Wir werden ihn begleiten und unterstüt- 
zen, solange er dort sitzen muß! 


Frank muß raus! 

Weg mit den $$ 129/129a, Gesin- 
nungsjustiz und Beugehaft! 

Solidarität ist eine Waffe! 


Zur aktuellen Situation: 


Frank wurde am 12.4.,am 20.4. undam 27.4. 
bei Gericht „vorgeführt“ und versucht zu 
befragen. Erhat dem Gericht die „Achtung“ 
verweigert, indem er mit dem Rücken zum 
Gericht stehenblieb und dafür noch insge- 
samt 2 Wochen „Ordnungshaft“ (zusätzlich 
zur Beugehaft) aufgebrummt bekommen. 
kine weitere „Vorführung“ ist nicht ange- 
ordnet, da das Gericht dessen Sinnlosigkeit 
eingesehen hat. Er sitzt jetzt in Beugehaft 
in der JVA Düsseldorf und „kann sich je- 
derzeit melden, wenn er zur Aussage bereit 
ist“ (so das Gericht), was er aber nicht tun 
wird. Er sitzt momentan allein in „Qua- 
rantäne“, da er nicht mit dem Anstaltsarzt 
kooperiert; er hat aber Gemeinschafts-Hof- 
gang. Bereits in den ersten Tagen wurde ver- 
sucht, ihm einen Mithäftling als Spitzel in 
die Zelle zu setzen, der ihm sofort Zigaret- 
ten schenken und über politische Zusam- 
menhänge ausfragen wollte - Frank hat dies 
durchschaut und zurückgewiesen. Mit 
Schlafentzug (Dauerbeleuchtung und -be- 
obachtung) wollen sie ihn zusätzlich unter 
Druck setzen. Frank kann Besuch bekom- 
men, eine Genehmigung ist bei der JVA 
(Adresse s.o.) zu beantragen. 

Frank ist 36 Jahre alt, "Taxifahrer, lebt in 
Hamburg und Berlin, wo er politisch aktiv 
war und ist in antiimpenalistischen und in- 
ternationalistischen, antimilitaristischen 
und antipatriarchalen Zusammenhängen. 

Gesundbheitlich geht es Frank gut, er freut 
sich auf Po st! 


Ende absehbar 


Nach anderthalb Jahren Prozeßdauer ist im 
„AIZ-Prozeß“ in Düsseldorf nunmehr ein 
Ende absehbar. Nach dem Willen des Vor- 
sitzenden Richter Breidling soll die BAW 
am 30. Juni plädieren. Die Plädoyers der Ver- 
teidigung sind für den 2. bzw. 10. August an- 
gesetzt. Das Schlußwort der Angeklagten 
soll am 17. August gehalten werden, und am 
25. August schließlich soll die Urteilsver- 
kündung stattfinden. 

Spätestens dann muß der Senat auch den 
in Beugehaft sitzenden Frank Ament frei- 
lassen. 


Informationstelle Militarisierung 
Kriminalisierung von 
Kriegsgegnern 


Am 21.4. gegen 15.30 Uhr besuchten uns im 
IMI-Büro zwei Kripo-Beamte und überreich- 
ten Tobias Pflüger ein Schreiben mit einer po- 
lizeilichen Vorladung wegen der Aufforde- 
rung zu einer Straftat (Paragraph 111 StGB). 
Die Vorladung bezog sich auf ... auf eine Re- 
de von Tobias Pflüger in Tübingen am 
29.3.1999. Am Abend wurde dann bekannt, 
daß auch Katja Polnik vom Zentralamerika- 
komitee (ZAK) Tübingen wegen ihrer Rede 
bei der Kundgebung am 10.4.1999 in Tübin- 
gen eine polizeiliche Vorladung bekommen 
hat. Redakteuren des Schwäbisches lagblatts 
gegenüber teilte der befragte Chef der Tü- 
binger Staatsanwaltschaft Hans Klinger mit, 
er ermittle wegen des Aufrufs zur Fahnen- 
flucht: „Fahnenflucht ist eine strafbare 
Handlung. Also darf auch niemand dazu auf- 
rufen.“ Die Tübinger Staatsanwaltschaft hat 
die Ermittlungen aufgenommen, ohne daß 
jemand eine Strafanzeige erstattet hat. 

Katja Polnik (ZAK) meinte nach Angaben 
der örtlichen Zeitung: „‚Werzur Fahnenflucht 
aufruft, ruft auch dazu auf eine Straftat nicht 
zu begehen. Denn dafür halte ich den An- 
griffskrieg.“ Polnik erinnerte daran, daß z.B. 
auch die Auschwitz-Überlebende Esther Be- 
jarano sich gegen die NATO-Bombardierun- 
gen gewandt habe. Tobias Pflüger (IMI) stell- 
te gegenüber dem Schwäbischen Tagblatt 
fest, daß offensichtlich bei Kriegsgegnern er- 
mittelt werde, während „gegen Schröder, T'i- 
scher, Scharping nicht ermittelt wird“. Nach 
Ansicht von Pflüger sollten sich die Justiz- 
behörden eigentlich um die Bundesregierung 
kümmern, „sie bricht Völkerrecht und 
Grundgesetz, weil sie einen Angriffskrieg 
führt.“ Bezüglich des ‚Vorwurfs“ der Staats- 
anwaltschaft sagte er: „Ich habe meinen Auf- 
ruf auf die Soldaten aller Kriegspareteien be- 
zogen und halte das nach wie vor für richtig.“ 

Inder Südwestpresse und im Schwäbischen 
Tagblatt wird an die Zeit des Golfkriegs 1991 
erinnert. Damals leitete die Staatsanwalt- 
schaft Tübingen ein Verfahren wegen der Bei- 
hilfe zur Fahnenflucht gegen das Schriftstel- 
lerehepaar Walter und Inge Jens ein, sie hat- 
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und Velkerree htsbruch Un. 20 Abs. 4 
: Grundgesetz). | S 
_ t einer Übernahme der Anw disko- 
‚sten und (anderer Kosten) i im Rahmen ih- 
‚rer Möglichkeiten sowie in jeder mögli- 
chen. sonstigen Weise wird. die Rote Hilfe 
‚jede Person unterstützen, die Handlungen. 
m dem, Ziel vor ne die Aggressionen, 


on deutschen Staat strafrechtlich ver- 
vi ee ee 
(1383 3 Strafgesetzhud h ge bietet jede F andlun, i, 5 
- erforderlich ist, um einen. gegenwärtigen 
. A hiswidrigen Angriff, = abzuwenden“. Si 


ten damals einem US-amerikanischen Sol- 
datenpärchen Unterschlupf gewährt. 

Damit es nicht zum Herausgreifen einzel- 

ner kommt und sich Polizei und Justiz die 
Zähne ausbeißen, gibt es jetzt die Aktion: 
‚Verweigert oder desertiert! Auch ich rufe die 
Soldaten aller Kriegsparteien auf: Verweigert 
oder desertiert!’“ 
Informationsstelle Militarisierung (IMI) e.V, 
Burgholzweg 116/2, 72070 Tübingen, Germany 
Tel. + Fax +49(0)7071. -49154 und 
+49(0)7071-49159 mailto IMI@GAIA.de 
http://www.umb.de/ph/imi/index.htm und http: 
‚/www.imi.notrix.de Spendenkonto 166 2832 
Kreissparkasse Tübingen (BLZ 641 500 20) 


Totalverweigerer in Arrest 


Aus einer Mitteilung der Deutschen Frie- 
densgesellschaft - Vereinigte Kriegsdienstgeg- 
nerInnen, Gruppe Flensburg: Seit dem 4. Mai 
befindet sich der lotalverweigerer Dafid Zol- 
litsch in Arrest, das bedeutet für ihn, daß er 
den ganzen Tag, außer einer Stunde „Hrei- 
gang“, in einer 6qm großen Zelle verbringen 
muß. 

Wir bitten, David Zollitschs Verweigerung 
durch Briefe, Anrufe, Besuche und Protest- 
briefe an die Bundeswehr und die Wehrbe- 
auftragte zu unterstützen. 

Fordert bitte mit uns die sofortige Freilas- 
sung Davids aus der Bundeswehr und den Ver- 
zicht auf ein Strafverfahren. 

Adressen und Kontakte: David Zollitsch, Wulf- 
Isebrand-Kaserne, 12. Luftwaffenausbildungs- 
Regiment 1, Hamburger Str. 162, 25746 Hei- 
de, Tel. (04 91) 900-307 + 308 (Wache) 
Bataillonskommanduer Major Nötzing, Tel. 
(04 81) 900-300 

Wehrbeauftragte des Deutschen Bundestages, 


Tel. (02 28) 82 42 24, Fax 82 42 83 
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Flüchtlinge bei 


Abschiebung getötet 


„Es ist immer wieder unfaßbar, mit welcher 
Brutalität die Behörden dafür sorgen, daß 
Schutzsuchende keinen Platz in der Festung 
Europa finden: Fin Mensch wird ohne Ge- 
richtsverfahren fast fünf Monate lang in 
Schubhaft genommen. Er wird an Händen 
und Füßen gefesselt, wird geknebelt, in ein 
Flugzeug verfrachtet. Menschen, die sich bei 
der zwangsweisen Abschiebung wehren, set- 
zen letzte: verzweifelte Signale. Aus Angst vor 
der Abschiebung in ein Land, in dem sie ver- 
folgt werden und um ihr Leben fürchten 
müssen. Der einzige Anlaß für diese 
Mißhandlung ist die latsache, daß er ein il- 
legalisierter, abzuschiebender Flüchtling ist. 
Das Etikett „illegaler Flüchtling“ ist in Mit- 
teleuropa ein Freibrief für unmenschliche 
und brutale Behandlung durch die Behörden 
geworden, mit Billigung, oft sogar Unter- 
stützung der Bevölkerung.“ (Aufruf zur De- 
monstration in Wien am 8.5.) 

Es war offenbar der 1.Mai, als ein öster- 
reichisches Schubkommando den Nigeria- 
ner Marcus O. (25) gewaltsam in ein Flug- 
zeug nach Sofia preßte, um ihn von dort als 

aket nach Lagos abzuliefern. Die offizielle 
Version ist immer die gleiche: Den mehr als 
zwei Stunden langen Flug von Wien nach 
Sofia habe er unter Aufsicht von drei öster- 
reichischen Beamten gefesselt und gekne- 
belt verbracht. Erst bei Abnahme der Fesseln 
und des Klebebandes sei ein ohn- 
machtsähnlicher Zustand des Mannes be- 
merkt worden. Er sei kurz darauf gestorben. 
Vorwürfe gegen die Beamten seien bisher 
nicht erhoben worden, so ein bulgarischer 
Polizeisprecher. 

Semira Adamu erging es in Belgien nicht 
anders, sie starb ebenfalls an ihrer Abschie- 
bung. Kola Bankole in Frankfurt/M war tot- 
gespritzt worden, damit er sich seiner Ab- 
schiebung nicht länger erwehren konnte. 
Derartige lodes“fälle“ hatte bereits vor zwei 
Jahren selbst die Botschaft Nigerias mobili- 
siert, weil sie zu den Mißhandlungen ihrer 
Landsleute nicht länger schweigen wollte. 

Daß die Crew der „Balkan Air“ die 
Mißhandlung der Beamten deckt, ist nicht 
verwunderlich, machen sie sich doch zu 
Komplizen einer Abschiebungsmaschinerie, 
bei der brutales Vorgehen gegen die sogen. 


Schubhäftlinge in Kauf genommen wird. Es 
gibt noch zahlreiche andere Fluggescllschaf- 
ten, die sich an derartigen Mißhandlungen 
beteiligen. U.a. ist die „Lauda-Air“, die dem 
chemaligen Rennfahrer gehört, an Abschie- 
bungen beteiligt und kassiert dabei ordent- 
lich. 

Erst hinterher wird dann einiges bemerkt, 
was auch vorher schon bekannt war. Aus ei- 
nem Brief des Innenministers an die Bunde- 
spolizeidirektion Wien-Schwechat : „Gegen 
Fremde, denen offensichtliche die Einreise 
zu verweigern ist, und die sich Anweisungen 
durch die Grenzpolizei hinsichtlich der Ver- 
bringung in gewisse Amtsräume oder zudem 
für den Rücktransport vorgesehenen Flug- 
zeug widersetzen, kann Brachialgewalt in 
Verbindung mit § 2 2.2 und § 4 Waffenge- 
brauchsgesetz angewendet werden.“ 

Karl Schlögl habe im Sinne der Men- 
schenrechte versagt, sagt nun auch Werner 
Amon, der Menschenrec 'htssprecher der 
konservativen Volkspartei (OVP), am Mon- 
tag. Er forderte den Minister zum Rücktritt 
aus, wie zuvor Politiker der Grünen und Li- 
beralen. Schlögl brüste sich mit schärfsten 
Ausländergesetzen und einer restriktiven 
Asylpraxis, könne sich beim eigenen Appa- 

rat aber nicht durchsetzen und dafür sorgen, 

daß diese Gesetze menschenwürdig vollzo- 
gen würden, sagte der ÖVP-Abgeordnete 
über den sozialdemokratischen Minister. Die 
sozialdemokratische Partei (SPÖ) ist der 
Partner der OVP in der Großen Koalition. 
Das klingt nach dem Motto, rette sich wer 
kann. 

Seit dem 3.5. wurden von Protestierenden 
aus Afrika und Flüchtingsinitiativen Akti- 
vitäten gegen die SPO, gegen das Innenmi- 
nisterium und die verantwortlichen Polizei- 
chefs entfaltet. Ihre Forderungen: „Wir for- 
dern einen sofortigen Abschiebestopp! Jeder 
Schubhäftling ist in potentieller Lebensge- 

fahr! Abschaffung der Schubhaft! Weg mit 
allen rassistischen Gesetzen!Uneinge- 
schränkter Aufenthalt für alle! Weg mit al- 
len Grenzen!“ (mc) 
Nachtrag; 3 000 bis 4000 demonstrierten am 
8.5. gegen die Tötung des nigerianischen 
Flüchtlings und die Abschiebepolitik der öste- 
reichischen Behörden, 


TÜDAY - Menschenrechtsverein Türkei / 
Deutschland e. V. 


Dringender Aufruf 


an die Öffentlichkeit, 


für hungerstreikende Gefangene in 
der Türkei zu spenden 


Nach der Entführung und Festnahme Ab- 
dullah Öcalans traten in vielen Gefängnis- 
sen der Türkei zahlreiche etwa 5000 Gefan- 
gene und Verurteilte am17. Februar in ei- 
nen unbefristeten Hungerstreik, um sich für 
die körperliche Unv ersehrtheit Öcalans, für 
einen fairen, rechtsstaatlichen Prozeß so wie 
für die politische und friedliche Lösung der 
Kurdenfrage einzusetzen. Kurze Zeit darauf 
wurde der Hungerstreik von 150 Gefange- 
nen zum 'lodesfasten erklärt. Die Teilneh- 
mer der Aktion gehören unterschiedlichen 
politischen Gruppierungen des linken 
Spektrums an. 

Cetin Günes, einer der 'leilnehmer des 
Todestastens, der wegen eines Artikels in der 
Zeitschrift „Alternatif“ zu 16 Monaten 
Freiheitsstrafe verurteilt war, ist an den Fol- 
gen der Nahrungsverweigerung gestorben. 

Nach diesem 'Lodestall wurde die gesamte 
Aktion beendet (ca. vor 2 Wochen) :Absicht 
sei es gewesen, die Öffentlichkeit auf das 
Problem aufmerksam zumachen und dafür 
zu sensibilisieren. Dieses Ziel sei erreicht, 
die weitere Verantwortung liegen nun in den 
Händen der Ölfentliehkert 

Nach Informationen der Istanbuler Sek- 
tion des Menschenrechtsvereins (IHD) ist 
die gesundheitliche Verfassung der Gefan- 
genen nach fast 50 Tagen im Hungerstreik 
ausnahmslos als äußerst kritisch einzuord- 
nen. Auch sind sie besonders anfällig für In- 
fektionskrankheiten. In diesem geschwäch- 
ten Zustand bedürfen sie intensiver medi- 
zinischer Betreuung und einer speziellen 

Ernährung, die unter Haftbedingungen oh- 
ne Hilfe von außen nicht zu gewährleisten 
ist. 

Der IHD hat deshalb eine Spendenkam- 
pagne ins Leben gerufen, um den Gefange- 
nen die notwendige medizinische Betreu- 
ung und eine angemessene Ernährung zu 
kommen zu lassen. TUDAY unterstützt die- 
se Kampagne und apel- 
liert an die Offentlich- 
keit hierzulande, sich 
daran zu beteiligen. 
Der Aktion zugedach- 
te Geldspenden bitten 
wir unter dem Stich- 
wort „Spende für hun- 
gerstreikende Gefan- 
gene“ auf das u.g. Kon- 
to zu überweisen. 

Selbstverständlich 
werden wir Presse und 
Öffentlichkeit über 
den weiteren Verlauf 
der Spendenaktion in- 
formieren. 


Wir danken im Voraus für Ihre Spenden 
Mit freundlichen Grüßen TÜDAY Adnan 
Keskin TÜDAY - Melchiorstr. 3, 50670 
KOLN ; Telefon : 0221/72 40 77; Telefax : 
0221/739 24 24 


Türkei 


In Haft ohne Beweise 


Hinter den halben Dutzend mit aufge- 
pflanztem Gewehr im Gerichtssaal postier- 
ten Soldaten ist der Angeklagte kaum zu er- 
kennen. Juristische Routine im türkischen 
Staatssicherheitsgericht zu Ankara. Die ca. 
40 AnwältInnen aus der gesamten Türkei 
und einigen europäischen Ländern, darun- 
ter die Hamburger Rechtsanwältin Ursula 
Erhardt, blieben äußerlich unbeeindruckt. 
Sie waren am 20. April nach Ankara ge- 
kommen, um Solidarität mit ihrem Kolle- 
gen Zeki Rüzgar zu bekunden, der wegen 
angeblicher Mitgliedschaft in der bewaffnet 
kämpfenden linken DHKP/C vor Gericht 
steht. Seit Jahren hat sich Rechtsanwalt 
Rüzgar aktiv am Aufbau des linken „An- 
waltsbüro des Volkes“ in Istanbul beteiligt. 
Besonders verhaßt hat er sich in den Augen 
von Justiz und Polizei gemacht, weil er be- 
harrlich Menschenrechtsverletzungen in 
türkischen Polizeiwachen und Kasernen an- 
prangerte und deswegen sogar den türki- 
schen Polizeichef vor Gericht gebracht hat. 
„Wir werden Dir das noch heimzahlen“, 
drohten führende Polizisten. 

In diesen Aktivitäten Rüzgars sieht denn 
auch das Solidaritätskomitee den eigentli- 
chen Grund für seine Verfolgung. Fr wurde 
schon mehrmals verhaftet und erlitt dabei 
schwere Folterungen. Am 8. Januar 1999 
wurde sein Anwaltsbüro bei einer Razzia re- 
gelrecht verwüstet, wie AugenzeuglInnen 
berichteten. Seitdem sitzt Rüzgar in Un- 
tersuchungshaft. Obwohl in der Anwalts- 
kanzlei als auch in Rüzgars Privatwohnung 
zahlreiche Gegenstände, Computerdisket- 
ten und Schriftstücke beschlagnahmt wur- 
den, bekam der Beschuldigte das Durchsu- 
chungsprotokoll nicht zu sehen. Fine 
durchaus gängige Praxis im NATO-Land 
Türkei. Genau wie die willkürliche Ver- 


schiebung des Prozeßtermins durch Staats- 


anwaltschaft und Richter. 

Eigentlich war der Prozeß für 9 Uhr vor- 
mittags angesetzt und auch ausgeschrieben. 
Erst vor Ort erfuhren die BesucherInnen, 
dab der lermin auf 12.30 Uhr und dann auf 
15 Uhr verschoben wurde. Gründe wurden 
keine genannt. Das ist bei uns auch nicht 
üblich, meinten Rüzgars AnwältInnen, die 
von der Verschiebung ebenso überrascht 
waren. Sie werden in die 'Ierminfindung 
nicht einbezogen. Falls ihre Zeitplanung ei- 
nen vom Gericht angesetzten Termin nicht 
zuläßt, bleibt der Angeklagte ohne Vertei- 
digung, was häufiger vorkommt. 

Um 15.30 Uhr begann der Prozeß schließ- 
lich. Doch schon nach wenigen Minuten 
verließen Richter und Staatsanwaltschaft 
wieder den Saal. Damit zeigten sie demon- 
strativ, was sie von den aus Solidarität mit 
Rüzgar angereisten Anwältinnen halten. 
Die hatten mittlerweile ihre Robe angezo- 
gen und sich dem Gericht namentlich als 
Rüzgars Verteidigerlnnen vorgestellt. Erst 
als das Prozedere nach ca. 10 Minuten be- 
endet war, betraten Richter und Staatsan- 
walt wieder den Gerichtssaal, und der Pro- 
zeb konnte beginnen. 

Mehrere JuristInnen haben vor Gericht 
die staatlich aufgebotenen Beweise zer- 
pflückt. So machte die Staatsanwaltschaft 
aus Rüzgars beschlagnahmten Verteidige- 
rakten geheime Kommandoerklärungen ei- 
ner illegalen Organisation. Auf Computer- 
disketten will die Staatsanw altschaft gar 
Nachrichten an und von Guerillagruppen 
dechiftriert haben. Doch bisher konnte 
nicht einmal genau ermittelt werden, wie 
viele Disketten in Rüzgars Kanzlei beschla- 
gnahmt wurden. Während im Durchsu- 
chungsprotokoll noch von 26 Disketten die 
Rede war, wurden es auf dem Polizeipräsi- 
dium plötzlich 27. Auch ein Sachverständi- 
gengutachten brachte nicht das von der Ju- 
stiz erwünschte Ergebnis. Weder seien auf 
den Disketten Namen von potentiellen An- 
schlagzielen zu finden, wie die Anklage be- 
hauptete, noch seien die angeblich chif- 
frierten Nachrichten von Rüzgar geschrie- 
ben worden. Obwohl die Anklage so Punkt 
für Punkt widerlegt wurde, ging das Gericht 
auf den Antrag von Rüzgars Verteidigung, 
ihren Mandanten aus der Untersuchungs- 
haft zu entlassen, nicht ein. Der Prozeß wur- 
de auf den 25. Mai vertagt. „Die waren in 
Beweisnot und brauchen jetzt Zeit, um 
neue Belastungsbeweise zu produzieren“, so 
der Kommentar der Verteidigung. Die Ju- 
stiz will Rüzgars Verurteilung, Das wäre ein 
Pilotprojekt, um mit dem Gerichtsurteil im 
Rücken schärfer gegen linke AnwältInnen 
vorgehen zu können, so das Solidaritätsko- 
mitee, das von einem Komplott gegen Rüz- 
gar spricht. Auch für diesen Prozeßtermin 
werden wieder ProzeßbeobachterInnen ge- 
sucht. 

Peter Nowak 
Weitere Informationen über: Rechtsverband 
für unterdrückte Völker (RUV), Apostelnstr. 
6, 50667 Köln, Tel. (02 21) 2 5708 38, Fax 
(02 21) 2 57 66 39 
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Betr.: Herausgabe 
einer bundesweiten 
„Zeitung von unten“ 


Liebe Leute, 

bis zum September 1998 befand ich mich im 
Knast Santa Fu in Hamburg und war dort für 
die Gefangenenzeitung blickpunkt verant- 
wortlich. Mit tatkräftiger Unterstützung von 
Kolleginnen und Kollegen, Spendern und 
Sponsoren war es uns gelungen, die Auflage 
dieser Gefangenenzeitung schließlich auf 
30.000 Exemplare im Berliner Format zu stei- 
gern, die an mehr als 400 Stellen in Hamburg 
(Bezirks- und Ortsämter, Theater, Buchhand- 
lungen und viele mehr) auslagen. Der blick- 
punkt war grundsätzlich kostenlos und finan- 
zierte sich ausschließlich über Spenden. Den 
verschiedenen Versuchen der Hamburger Ju- 
stizbehörde, diese unliebsame, weil kritische 
Gefangenenzeitung zu be- oder verhindern, 
konnten wir - nicht zuletzt dank der Unter- 
stützung von Kolleginnen und Kollegen aus 
anderen Medien - erfolgreich widerstehen. 

Wie bereits befürchtet, stellteich nach mei- 
ner Entlassung fest, daß umgehend der Ver- 
such begann, bis dahin nicht so einfach Mög- 
liches nachzuholen. Entgegen den Zusagen 
des Anstaltsleiters und offensichtlich auf 
Druck von ganz oben versucht man massiv, 
die Zeitung wieder auf das Niveau eines „An- 
staltsleiter-Mitteilungsblättchens“ zu redu- 
zieren. Der jetzige Redakteur erfährt keine 
wirkliche Unterstützung, und Versuche, von 
außen weiter an der Zeitung mitzuarbeiten, 
wurden entgegen aller Zusagen abgeblockt. 

Ich finde allerdings sehr wichtig, daß die 
tatsächlichen Zustände in den bundesdeut- 
schen Gefängnissen ungeschminkt ans Licht 
der Öffentlichkeit gelangen und daß dies 
nicht von den jeweiligen Justizbehörden ver- 
hindert werden kann. Sowohl aus meiner Ar- 
beit als Freier Journalist als auch aus vielen öf- 
fentlichen Veranstaltungen, Vorträgen und 
anderem weiß ich, das viel mehr Menschen 
als angenommen an Informationen über das, 
was hinter den Gefängnismauern vorgeht, in- 
teressiert sind. Aber bei weitem nicht nur in 
diesem Bereich gibt es da großen Bedarf, wie 
ich finde. Daher halte ich die Herausgabe ei- 
ner unabhängigen, bundesweiten Zeitung für 
unerläßlich. Wie ich mir eine solche vorstel- 
le, habe ich in dem als Anlage beigefügten 
Text einmal skizziert. 

Natürlich ist es mir allein nicht möglich, ein 
solches Projekt auf die Beine zu stellen, und 
ich finde es auch wichtig, daß sich daran mög- 
lichst viele Menschen, Organisationen und - 
nicht zuletzt - auch Medien(-vertreter) be- 


perse RRENA 


Kon 

; Jens Stuhlmann, Freier Journalist, ; 
: Postfach 30 52 86, 20316 Hamburg, Tel.: 
: 040/432 29 17, Fax: 040/4318 3524 | 
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teiligen. Ich wende mich daher heute an 
Sie/Kuch mit der Bitte um Unterstützung ei- 
nes solchen Projektes. Die Möglichkeiten 
hierzu sind vielfältig, auch dazu habe ich ver- 
sucht, in der Anlage einige Beispiele anzu- 
führen. 

Ich würde mich wirklich sehr freuen, wenn 
sich möglichst viele Menschen aus den un- 
terschiedlichsten Bereich dieser Gesellschaft 
bereit finden würden, ein solches Projekt mit- 
zutragen bzw. zu unterstützen. Es geht wie ich 
finde hierbei nicht nur um die Betroffenen, 
sondern mindestens auch um den Zustand 
unserer Gesellschaft schlechthin, denn weder 
die Gefängnisse noch soziale Mißstände exi- 
stieren im luftleeren Raum, sondern sind Teil 
dieser Gesellschaft und haben ihre Ursachen 
und Wechselwirkungen. Gerade in der heuti- 
gen Zeit aber finde ich es um so wichtiger, 
dem immer mehr um sich greifenden Main- 
stream - und zwar auch und gerade im Me- 
dienbereich - etwas entgegen zu setzen und 
den Versuch zu machen, ein klein wenig auf- 
zuklären und zu verändern. 

Sicher gäbe es, was ein solches Projekt an- 
geht, viel zu besprechen, hier und jetzt aber 
geht es mir zunächst einmal um die 
grundsätzliche Bereitschaft, an einem sol- 
chen Projekt mitzuarbeiten. Über Kritik, Re- 
aktionen, Rückfragen, Anregungen und der- 
gleichen würde ich mich freuen. In diesem 
Sinne für heute 
mit den besten Grüßen Jens Stuhlmann 


Warum eine solche Zeitung? 
In der heutigen Medienwelt - wer wüßte das besser 
als wir Journalisten - zählt offensichtlich immer mehr 
die Ware Nachricht, die sich eben auch verkaufen 
läßt. Auflagensteigerung und Gewinn ist das, was für 
Verleger naturgemäß wichtig ist - der Unterschied 
zwischen der öffentlichen und der veröffentlichten 
Meinung aber wird dabei oft falsch eingeschätzt oder 
nicht wahrgenommen. Einige Bereiche dieser Ge- 
sellschaft fallen aus der Berichterstattung weitge- 
hend heraus, weil sie nach Meinung der für diese Be- 
richterstattung Verantwortlichen den Verkauf des 
Blattes - das oberste Ziel also, dem sich alles unter- 
zuordnen hat - nicht fördern. Nicht mehr die kriti- 
sche Berichterstattung mit der Intention, Mißstän- 
de aufzudecken, die wahren Tatsachen zu schildern 
und so zu Veränderungen beizutragen ist gefagt, son- 
dern Unterhaltung, um nicht zu sagen Lifestyle. Wei- 
te Teile der Presse haben leider mit dem immer wie- 
der gern zitierten grundgesetzlichen Auftrag als vier- 
te Gewalt real nichts mehr im Sinn. Gerade für jene 
innerhalb dieser Gesellschaft, die keine Lobby haben, 
die sich nicht so gut wehren können, die durch die 
immer weitläufigeren Maschen des berühmten so- 
zialen Netzes fallen, die sich in z. menschenun- 
würdigen Situationen wiederfinden, haben große 
Teile auch der Medien kein Ohr, diese Menschen fin- 
den sich auch da beiseitegedrängt. Die Macht der 
Presse wird nicht etwa für sie, sondern oft genug auf 
ihrem Rücken eingesetzt. Daran ändern auch Ali- 
biaktionen wie „wir kämpfen für sie“ und dergleichen 
mehr nichts. Tatsache ist aber auch, und ich habe 
dies auch persönlich immer wieder feststellen kön- 
nen, daß jene, die glauben, Macht zu haben und die- 
se ausnutzen zu können, ob in Behörden und Insti- 
tutionen oder wo auch immer, die Macht der Presse 
sehr wohl einschätzen können und z.B. dann, wenn 
sich ein Journalist für ihre Willkür interessiert, plötz- 
lich vorsichtig werden. Veränderungen im positiven 
Sinn, die Bekämpfung von Willkür und Mißständen, 
ist also durch die Schaffung von Öffentlichkeit nicht 
nur möglich, oft genug ist dies die einzige Möglich- 
keit. Wenn es also nun Medienkonzernen nicht wich- 


tig erscheint, ihre Möglichkeiten auch und gerade da 
einzusetzen, ein Stück gesellschaftliche Verantwor- 
tung zu übernehmen, weil Profite wichtiger sind - 
braucht man denn diese Medienkonzerne? Einmal 
abgesehen davon, daß diese Haltung sogar wirt- 
schaftlich gesehen dumm ist (wie viele Menschen in 
bescheidenen Verhältnissen würden wohl gern lesen, 
wo Willkür und Mißstände herrschen, die sie auch 
selbst betreffen - und daß diese abgestellt werden 
können??) braucht man, wie ich finde, jene eben 
nicht. Wenn sich Menschen wo auch immer, denen 
dies ein Anliegen ist, zusammentun, ihre jeweiligen 
Mittel und Möglichkeiten gemeinsam nutzen, kön- 
nen sie dies selbst ebenso erreichen. Kein großer Ver- 
leger, der bestimmt, sondern, wenn man so will, die 
Menschen, die Betroffenen, die das in die eigenen 
Hände nehmen. . 
Wie kann das funktionieren? 

Wir alle haben unterschiedliche Möglichkeiten und 
Fähigkeiten. Was hindert uns denn daran, diese je- 
weils einzubringen und gemeinsam und miteinander 
klarzumachen, daß wir nicht mehr bereit sind, alles 
so hinzunehmen, wie es nun mal ist? Journalisten 
schreiben, das ist ihr Beruf, und die meisten können 
es sogar. Andere wiederum haben Informationen, 
wieder andere können sich um die Verteilung küm- 
mern. Manche haben vielleicht nicht die Zeit, kön- 
nen ein solches Projekt aber finanziell unterstützen. 
Die Möglichkeiten der Unterstützung sind vielfältig, 
und je mehr sich beteiligen, desto einfacher wird es 
eben auch. Vor allem aber: ein solches Projekt gehört 
eben nicht irgendeinem Großverlag, sondern nie- 
mand anderem als denen, die sich daran beteiligen. 
Es gibt Vereine, Beratungsstellen und Institutionen, 
die ihre Erfahrung einbringen können, die zugleich 
über ihre Arbeit berichten können, darüber, was sie 
hierzu brauchen, wie sie funktioniert, wie sie Men- 
schen helfen können. Es gibt Menschen, die arbeits- 
los sind oder von Sozialhilfe abhängig, die vielleicht 
sogar gern mit ihrer Zeit etwas sinnvolles anfangen, 
eine Aufgabehaben möchten. Es gibt Alleinerzie- 
hende Mütter und auch Väter, die vielleicht durch- 
aus in der Lage sind, über ihre Probleme zu berich- 
ten - und dann zu erkennen, daß andere dieselben 
haben, daß man sich besser gemeinsam wehren, or- 
ganisieren kann. Es gibt Gewerkschaften, die sich 
nicht nur als bloße Interessenvertretung der Mitglie- 
der verstehen, die z.B. logistische Möglichkeiten ein- 
bringen können. Die Räumlichkeiten zur Verfügung 
stellen könnten. Es gibt JournalistenkollegInnen, die 
verdammt gern endlich mal etwas schreiben möch- 
ten, was ihnen am Herzen liegt (ich kenne einige da- 
von), das aber sonst meist nicht können, weil Verle- 
ger oder Chefredakteure so etwas nicht interessant 
finden. Und es gibt durchaus auch Medienunter- 
nehmen, die zwar ökonomischen Zwängen unterlie- 
gen, ihre Zeitungen also z.B. verkaufen müssen, die 
aber durchaus bereit sind, bei einem non-profit-Pro- 
jekt zu helfen (auch das weiß ich aus persönlicher Er- 
fahrung). Dies sind nur Beispiele. Was würde ge- 
schehen, wenn all jene nun ihre Möglichkeiten und 
Fähigkeiten gemeinsam einsetzen würden?? Jeder 
kann sich mit ein wenig Phantasie vorstellen, was 
möglich wäre, oder?! 

Wie könnte das konkret aussehen? 
Berichterstattung, Themen Die Zeitung berichtet 
über jene Bereiche, die sonst allzu oft herausfallen, 
und sie berichtet darüber aus der Sicht der Betroffe- 
nen. Arbeitslose, Sozialhilfeempfänger, Alleinerzie- 
hende, Menschen in schlechten sozialen Verhältnis- 
sen, Jugendliche ohne Lehrstelle und Zukunftsaus- 
sichten, Behinderte, Kranke, Gefangene, Obdachlo- 
se, Opfer von Behördenwillkür und Bürokratie...all je- 
ne schreiben auf, was sie erlebt und erlitten haben 
und schicken dies an die Redaktion. Oder sie neh- 
men auf andere Weise Kontakt auf, etwa telefonisch, 
denn nicht jeder schafft es, etwas aufzuschreiben. 
Dort wird es von Journalisten bearbeitet, überarbei- 
tet, dieserecherchieren dazu, holen Stellungnahmen 
ein, nehmen mit den Betroffenen Kontakt auf und 
machen daraus eine Geschichte. Diese enthält, ge- 
treu der alten Journalistenweisheit, nur die wahren 
Umstände, denn genau die sind so spannend wie le- 
bensnah. In dieser Geschichte werden allerdings im- 


mer jene benannt, die für Willkür, Mißstände und 
dergleichen verantwortlich sind. Erscheinungsweise, 
Auflage Eine solche Zeitung macht nur Sinn, wenn 
sie mindestens einigermaßen aktuell ist. Es sollte da- 
her versucht werden, sie als Wochenzeitung heraus- 
zugeben. Falls dies nicht gelingt, müßte sie monat- 
lich erscheinen, das aber hängt nicht zuletzt davon 
ab, welche Möglichkeiten das Projekt hat, wie viele 
sich beteiligen. Die Auflage einer solchen Zeitung 
sollte, wenn sie bundesweit erscheinen soll, nicht un- 
ter 500.000 Exemplaren liegen. Je größer die Aufla- 
ge, desto stärker die Wirkung, und gerade wenn es 
darum geht, die Kräfte zu bündeln, gemeinsam und 
solidarisch zu handeln, ist es nicht nur möglich, son- 
dern notwendig, für eine möglichst große Verbrei- 
tung zu sorgen. Auch dies wird also letztlich davon 
abhängen, wie viele Menschen sich beteiligen. Die 
Zeitung wird durch eine Verlagsgesellschaft heraus- 
gegeben, entweder, indem eine solche dafür gegrün- 
det wird oder indem ein Verlag dies übernimmt. In 
beiden Fällen fließt jeglicher Gewinn oder Über- 
schubß, so es solchen gibt, vertraglich festgelegt aus- 
schließlich in das Zeitungsprojekt - kein Verlag wird 
also daran groß verdienen. 
Vertrieb, Verteilung Der Vertrieb der Zeitung erfolgt 
nicht über den Pressehandel, sie ist also nicht am Ki- 
osk zu kaufen oder mitzunehmen - es sei denn, sol- 
che Unternehmen erklären sich bereit, diese ohne 
Kosten auszulegen und abzugeben. Generell liegt die 
Zeiten überall dort, wo es möglich ist, kostenlos aus: 
in Theatern, Museen, Kneipen, Buchhandlungen, 
Läden, Infozentren, Beratungsstellen oder oder ... 
Finanzierung, Kosten Die Zeitung selbst sollte 
grundsätzlich kostenlos sein, kein Leser sollte dafür 
bezahlen müssen. Wie läßt sie sich dann überhaupt 
finanzieren? Dafür gibt es verschiedene Möglichkei- 
ten, wie etwa - Spenden - Anzeigen - Sponsoren 
aber nicht zuletzt eben auch Beiträge von Menschen, 
die sich an einem solchen Projekt beteiligen, sei es 
finanziell oder praktisch (wenn z.B. jemand inner- 
halb einer Stadt die Verteilung durchführt, einen 
Transport übernimmt o.ä., entstehen hierfür keine 
Kosten}. Sollten in der Zeitung Anzeigen aufge- 
nommen werden (was von den das Projekt tragenden 
mehrheitlich beschlossen wird), so gilt dies nicht 
grundsätzlich, sondern die Redaktion entscheidet 
darüber von Fall zu Fall, und bestimmte Anzeigen 
sind ausgeschlossen ( etwa solche von Parteien, aber 
auch andere). Kein Spender, Anzeigenkunde oder 
Sponsor hat auch nur die Chance, auf den Inhalt ir- 
sendeinen Einfluß zu nehmen. Allgemein wird ver- 
sucht, die Kosten so gering wie möglich zu halten, 
aber Kosten werden vielleicht oder wahrscheinlich 
entstehen, obwohl ich es schön finden würde, wenn 
fast alles durch Mithilfe oder Beteiligung gelingen 
würde (so könnte ja ein Verlag oder eine große 
Druckerei sich entschließen, die Druckkosten zu 
übernehmen, nur mal als Beispiel). Um eine solche 
Zeitung professionell herstellen und verteilen zu 
Winen, wird es allerdings organisatorisch erforder- 
lich sein, mindestens eine = Kernmannschaft zuhaben, 
die auch dafür bezahlt wird. Und Journalisten erhal- 
ten für Artikel in der Regel ein Zeilenhonorar, es sei 
denn, sie verzichten darauf. Letztlich wird es wohl 
erst später möglich sein, einen genaueren Überblick 
darüber zu haben, ob und welche Kosten entstehen 
und wie diese gedeckt werden können, all das hängt 
davon ab, welche sonstigen Möglichkeiten bestehen 
und wie es letztlich organisatorisch umgesetzt wird. 
Schlußbemerkung Eine solche Zeitung versteht sich 
nicht als Konkurrenz zu anderen Medien, sie ist an- 
ders strukturiert und hat andere Voraussetzungen. 
Sie wäre cher so etwas wie eine Art Ergänzung zu den 
bestehenden Medien und zugleich der Versuch von 
Menschen, ihre Situation und Ihr Schicksal ein Stück 
weit in die eigenen Hände zu nehmen. Und sie wäre 
der Beweis dafür, daß es auch in dieser Gesellschaft 
möglich ist, notwendige Veränderungen aufzuzeigen 
und gemeinsam anzupacken, trotz oder gerade we- 
gen der ökonomischen Zwänge. Mit und durch ein 
solches Projekt könnte sehr viel mehr entstehen, als 
hier und jetzt in dürren Worten benennbar ist - ob 
dies möglich ist, hängt vor allem von einem ab: VON 
UNS. Jens Stuhlmann 


Solidaritätsaktion 


Der Kampf mit dem 
Turnschuh ist 
international 


„Nicht Fußball tötet, Fujimori tut es!“ hat- 
te die Rote Hilfe ihren Aufruf für eine Ge- 
denkveranstaltung besonderer Art über- 
schrieben - die dann am 22. April vor dem 
peruanischen Generalkonsulat in I lamburg 
stattfand: Mit einem Fußballturnier und ei- 
nem Reggae-Soundsystem vor der diplo- 
matischen Vertretung des Folterstaats erin- 
nerte ein kleines Häuflein Menschen an das 
Massaker, das genau zwei Jahre zuvor in der 
peruanischen Hauptstadt Lima stattgefun- 
den hatte. Damals waren bei der Erstür- 
mung der von MRIA-Guerillas besetzten 
japanischen Botschafterresidenz alle 14 Be- 
setzerlnnen von Spezialeinheiten erschos- 
sen worden. Die Presse hatte am nächsten 
Tag gehöhnt, den RevolutionärInnen sei ih- 
re „Disziplinlosigkeit“, in der Halle des be- 
setzten Hauses Fußball zu spielen, zum Ver- 
hängnis geworden. 

Bei der Hamburger Kundgebung erinner- 
ten SprecherInnen in Redebeiträgen an das 
Kommando Edgar Sanchez und die Forde- 
rungen der ResidenzbesetzerInnen: Frei- 
heit für die politischen Gefangenen und ein 
Ende der neoliberalen Wirtschaftspolitik. 
Die Siegerinnen des 'lurniers - die Frauen- 
mannschaft hatte sich mit einem Tor Vor- 
sprung knapp gegen die beiden Männer- 
teams durchgesetzt - erhielten eine 'Iro- 
phäe, die zukünftig als Wanderpokal an je- 
dem 22. April vor dem peruanischen Kon- 
sulat stehen soll. Aufihrem Sockel steht ein- 
graviert „Alle werden frei sein“. Außerdem 
wurden den Gewinnerinnen Halstücher der 
MRIA überreicht, wie sie vom Kommando 
Edgar Sanchez getragen worden waren 

Die Idee des „Protestfußballs“, die im 
letzten Jahr geboren worden ist, beginnt sich 
zu verbreiten. So wurde auch an zwei ande- 
ren Orten der Jahrestag des Massakers be- 
gangen, indem vor peruanischen Vertretun- 
gen lurniere ausgetragen wurden. In Rom 
hatten Radio Onda Rossa, das Comite Car- 
los Conseca und die argentinische An- 
gehörigenorganisation Asociación Hijos 
gleich ein ganzes Musikfesival mit Straßen- 


fußball organisiert. Und auch in Chile wur- 
de gekickt: Verschiedene Organisationen, 
darunter eine Gewerkschaft und Gruppen 
der Mapuches, der chilenischen Ureinwoh- 
ner, hatten sich zur „Solidarischen Bewe- 
gung 22. April“ zusammengetan undin San- 
tiago de Chile ein Fußballspiel, ein Musik- 
festival, eine Fotoausstellung und eine Rei- 
he von Videoführungen auf die Beine ge- 
stellt. Das lockte einige Medienvertreter an, 
darunter auch den peruanischen Fernseh- 
sender „Frecuencia latina“, der die Akti- 
vitäten filmte und zu einer Reportage über 
die angebliche Infiltration chilenischer Or- 
ganisationen durch die MRTA verarbeitete. 
Militante der MRTA, so der Tenor des Be- 
richts, versuchten den Konflikt der Mapu- 
ches mit der chilenischen Regierung zu €s- 
kalieren. Die MRTA hingegen hat immer 
wieder betont, keine Militanten außerhalb 
Perus zu haben. In Chile nimmt man den 
Bericht des peruanischen Fernsehkanals 
ernst: Nach EADSENAIZUNG der Solidarischen 
Bewegung 22. April soll diese Art von Me- 
dienhetze eine Politik verschärfter Repres- 
sion gegen die lausenden von peruanischen 
ImmigrantInnen in Chile vorbereiten. ANO 


Kurdenverfolgung in Berlin 
Aufruf zur Solidarität 


Zur Zeit laufen in den Amtsstuben Berlins 
die Vorbereitungen für eine im Mai 1999 be- 
ginnende Prozeblawine gegen kurdische Ak- 
tivistinnen und Aktivisten. Der Innensenat, 
die Staatsanwaltschaft und die Ausländer- 
behörde planen, 247 Berliner Kurdinnen 
und Kurden wegen der Protestaktionen an- 
läßlich der Entführung von Abdullah 
Öcalan anzuklagen, E N einzu- 
sperren und nach Möglichkeit in die Türkei 
abzuschieben. 

In den "lagen nach der internationalen 
Geheimdienstaktion gegen den Vorsitzen- 
den der Kurdischen Arbeiterpartei PKK am 
16. Februar 1999 in Kenia gab es weltweit, 
auch in Berlin, massive Protestaktionen von 
Kurdinnen und Kurden. Die Besetzungen 
und Demonstrationen richteten sich gegen 
die diplomatischen Ve ertretungen der USA, 
Israels und Griechenlands sowie die Ein- 
richtungen der Regierungsparteien SPD 
und BIO/Die Grünen; der Protest zielte ge- 
gen die Mächte, die mit Waffen, Worten 
und Geld den türkischen Staat in seinem 
Krieg gegen das kurdische Volk unterstüt- 
zen. Es waren die NAl'O-Staaten, die nach 
dem einseitigen Waffenstillstand der kurdi- 
schen Volksbefreiungsar mee im September 
1998 und der politischen Initiative des PKK- 
Vorsitzenden in Italien im November 1998 
entschieden hatten, keinen internationalen 
Verhandlungsprozeß für eine friedliche Lö- 
sung des Kurdistan-Konfliktes anzustreben. 
Die unmißverständliche Botschaft des in- 
ternationalen Kidnappings an die Kurdin- 
nen und Kurden war: die „internationale 
Gemeinschaft“ will, dass das türkische 
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Staatssicherheitsgericht Abdullah Öcalan 
zum Schafott führt und der türkische Ge- 
neralstab das Kurdistan-Problem löst - To- 
desstrafe und Krieg, i 

„Freiheit für Abdullah Ocalan“ war die 
zentrale Forderung der kurdischen Pro- 
testaktionen. Die Staatsgewalt reagierte al- 
lein mit polizeilicher Unterdrückung. In der 
Woche vom 15. bis zum 21. Februar 1999 
wurden bundesweit 2100 Kurdinnen und 
Kurden festgenommen, zum Teil von 
Schnellgerichten verurteilt, zum Teil in die 
Türkei abgeschoben. Die politischen Par- 
teien forderten unter dem Kampfbegriff: 
„Innere Sicherheit“ erleichterte Abschie- 
bungen und generelle Demonstrationsver- 
bote, um in Zukunft die politische Betäti- 
gung von Kurdinnen und Kurden noch stär- 
ker zu unterbinden. Die allermeisten Medi- 
en untermalten diese Forderungen mit ei- 
ner einheitlich rassistischen Propaganda. 

In Berlin starben Sema Alp, Ahmet Acar, 
Mustafa Kurt und Sinan Karakus unter den 
Kugeln israelischer Sicherheitsbeamter. Sie 
und weitere zwölf verletzte Kurdinnen und 
Kurden wurden mehrheitlich in Rücken und 
Hinterkopf getroffen. „Natürlich entspre- 
chen Schüsse von hinten nicht der klassi- 
schen Notwehrsituation. Da die Israelis 
über den Status von Diplomaten verfügen, 
sei ein Verfahren gegen sie jedoch ausge- 
schlossen. Ohne diesen Schutz, so der Ge- 
neralstaatsanwalt, würde er ein Verfahren 
führen müssen, dessen Anschuldigungen 
von Körperverletzung mit Todestolge bis zu 
Mord reichen würden“, berichtete die Ber- 
liner Zeitung über den Untersuchungsbe- 
richt des Generalstaatsanwaltes Hansjürgen 
Karge. Die "lodesschützen mit Diploma- 
tenpaß werden nicht vor Gericht gestellt - 
im Gegensatz zu den kurdischen Demon- 
strantinnen und Demonstranten. 

229 Kurdinnen und Kurden wurden an 
diesem 17. Februar in Berlin festgenom- 
men. Der Berliner Innensenator Werthe- 
bach (CDU) gab am 1. April bekannt, dass 
seine Behörde 247 an den Protestaktionen 
beteiligte Kurdinnen und Kurden nament- 
lich erfaßt habe. Gegen 88 Personen werde 
Anklage erhoben und zusätzlich die Aus- 
weisung in die Türkei geprüft. Bei 18 der 43 
bis zum 1. April überprüften Kurdinnen und 
Kurden wurde die Staatsanwaltschaft um 
Zustimmung zur Ausweisung in die Türkei 
ersucht. Mittlerweile hat die Ausländer- 
behörde mit den ersten Anhörungen zu den 
beabsichtigten Abschiebungen begonnen. 
Kurdinnen und Kurden, die aufgrund von 
Folter und Verfolgung vor ihren Henkern ge- 
flohen sind und das Glück hatten, in 
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Deutschland politisches Asyl zu erhalten, 
werden schon stereotype Formbriefe zuge- 
stellt, in denen „aufenthaltsbeendende 
Maßnahmen“ angekündigt sind. Alle wis- 
sen, was das bedeutet. Der 17-jährige Kur- 
de Emin Acar, am 12. März 1999 aus 
Deutschland abgeschoben, wurde nach 
viertägigem Verhör durch die Antiterrorab- 
teilung der türkischen Polizei ins Gefängnis 
Umranye gebracht. „Er hat Schw ierigkeiten 
beim Atmen, seine Genitalien sind ange- 
schwollen und sein Körper ist durch Stock- 
schläge voller Blutergüsse. Er leidet unter 
Schlaflosigkeit und führt Selbstgespräche“ 
- so die Schilderung in einem Offenen Brief, 
den 420 kurdische Mitgefangene von Emin 
Acar an die deutsche und türkische Öffent- 
lichkeit richteten. 

Bisher gibt es laut Staatsanwaltschaft Er- 
mittlungsverfahren gegen 140 Berliner 
Kurdinnen und Kurden; diese Zahl kann 
sich aber angesichts der Ankündigung des 
Innensenats weiter erhöhen. 15 Kurdinnen 
und Kurden befinden sich in Untersu- 
chungshaft. Im Mai werden die ersten Pro- 
zesse beginnen. Die Anklagepunkte sind 
„schwerer Landfriedensbruch“, „schwerer 
Hausfriedensbruch“, „schwerer Wider- 
stand gegen P olizeibeamte“ und „gefährli- 
che schwere Körperverletzung“. Die Staats- 
anwaltschaft erwartet laut Berliner Zeitung 
vom 27. April ein Strafmaß von mindestens 
vier Jahren. Die ersten Prozesse gegen ein- 
zelne Kurdinnen und Kurden sollen schnell 
abgeschlossen werden, bevor voraussicht- 
lich im Juli zwei große Prozesse gegen meh- 
rere Angeklagte anstehen. 


Rot-grüne Kurdistanpolitik: 
„Wir werden nicht alles anders, 
aber vieles besser machen“ 
Dieser Leitsatz der rot-grünen Bundesre- 
gierung hat sich auch in der deutschen Kur- 
distanpolitik bewahrheitet. Die von Außen- 
minister Fischer beschworene „Kontinuität 
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deutscher Außenpolitik“ setzt sich in dieser 
Frage zusammen: aus dem Besuch der tür- 
kischen Polizei bei der GSG 9 im Novem- 
ber 1998 und der Erklärung der Bundesre- 
sierung vom 1. April 1999, diese Form der 
Zusammenarbeit mit der türkischen Polizei 
sei „weiterhin unverzichtbar“; aus dem Li- 
zenzbau deutscher Transportpanzer sowie 
der Lieferung deutscher Kriegsschiffe und 
U-Boote an die türkische Armee seit De- 
zember 1998 und der Aussage des Auswär- 
tigen Amtes vom 10. Dezember 1998, die 
Bundesregierung verfüge über keinerlei Be- 
weise bezüglich des Einsatzes deutscher 
Waffen in Kurdistan; aus den seit der In- 
nenministerkonferenz am 25. Februar 1999 
verstärkten Abschiebungen in die "Türkei 
und der Aussage des Innenminsteriums 
vom 30. März 1999, vermutete PKK-An- 
hängerinnen und Anhänger werden vom Er- 
werb der deutschen Staatsangehörigkeit 
ausgeschlossen, weil sie „auswärtige Belan- 
ge der Bundesrepublik Deutschland gefähr- 
den“; aus ... 

Wir rufen dazu auf, die Angeklagten zu 
unterstützen und gegen die bevorstehen- 
den Prozesse zu protestieren. 

Wir rufen dazu auf, das politische Anlie- 
sen der Angeklagten zu verteidigen. 

Wir rufen zum Widerstand auf gegen die 
ungebrochene Politik des Krieges mit deut- 
schen Waffen, gegen die kalte Abschiebung 
in die Hand der Folterer und deren Weiter- 
bildung bei der deutschen Polizei. 

Verteidigung, Betreuung der Angeklagten 
und Öifentlichkeitsarbeit werden sehr viel 
Geld kosten. Bitte überweist auf das Spen- 
denkonto: 

Rote Hilfe e.V., KN 718 95 90 600, Berliner 
Bank, BLZ 100 200 00, Stichwort: „Kurdi- 
stan“ 

Weiter Informationen beim: 
Solidaritätskomitee für die kurdischen poli- 
tischen Gefangenen in Berlin 

Yorckstrasse 59 10965 Berlin 

Telefon 030 -788 999 01 Fax 030 -788 999 
02 

Unterstützt von: Azadi - Rechtshilfeverein 
für Kurdinnen und Kurden in Deutschland 
e.V., Awadani Kurdistan e.V, Demokratische 
Emigranten Union e.V, Ermittlungsaus- 
schuß Berlin, Hoybun Verein, Informations- 
stelle Kurdistan e.V, Internationalistische 
Gruppe Berlin, Kurdische Gemeinde zu Ber- 
lin e.V., Kurdisches Institut für Wissenschaft 
und Forschung e.V., Kurdisches Zentrum e.V, 
Kurdistan Kultur- und Hilfsverein e.V. (Kom- 
kar), Libertad!, Rote Hilfe e.V. Ortsg gruppe 
Berlin, Verein da Eltern aus Kurdistan in 
Berlin e.V. 


behalt: Nach diesem Eigentumsvorbehalt ist das An- 
gehörigen-Info so lange Eigentum des Absenders, bis es 
dem Gefangenen ausgehändigt wird. „Zur-Habe-Nah- 
me“ ist keine Aushändigung im Sinne des Vorbehalts. 
Wird das Info dem Gefangenen nicht persönlich aus- 
gehändigt, ist es dem Absender mit dem Grund der 
Nichtaushändigung zurückzuschicken. Spendenkonto 
der Angehörigen: Sonderkonto Kiener, Landesgirokas- 
se Stuttgart, BLZ 600 501 01, Konto-Nr. 5454194. Re- 
daktionsschluß für Nr.220: So, 6.6.5.99 


